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I. Perſönliche Angelegenheiten. 


Zum 1. Oktober d. J. Stelle 


worden: 


der Gewerberat Spannagel von Berlin 
nach Oppeln zur Verwaltung der Stelle 
des Regierungs- und Gewerberats bei 
der Regierung in Oppeln, 

der Gewerberat Heuer von Barmen nach 
Frankfurt a. O. unter Verleihung der 
Stelle eines gewerbetechniſchen Hilfs- 
arbeiters bei der Regierung in Frank- 
furt a. O., 

der Gewerberat Schalk von Frankfurt 
a. O. nach Berlin unter Verleihung 


ſind verſetzt der 


eines gewerbetechniſchen 
Hilfsarbeiters bei dem Polizeipräſidium 
in Berlin, 

der Gewerberat Dr. Becker von Dins⸗ 
laken nach Barmen, 

der Gewerberat Groſſe von Hagen nach 
Siegen, 

der Gewerbeaſſeſſor Lampe von Düſſel⸗ 
dorf nach Dinslaken zur Verwaltung 
des Gewerbeaufſichtsamts daſelbſt, 

der Gewerbeaſſeſſor Holzapfel von 
Wiesbaden nach Neuß zur Verwaltung 
des Gewerbeaufſichtsamts daſelbſt. 
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Der Gewerbeaſſeſſor Schlegel in Ber⸗ 
lin iſt zum 1. Oktober d. J. nach Elberfeld, 
der Gewerbeaſſeſſor Sörgel in Berlin zum 
15. Oktober d. J. nach Wiesbaden verſetzt 
worden. 


Der Lehrer Dipl.⸗Ing. Seemann iſt 
zum Studienrat an der Staatlichen Ma⸗ 
ſchinenbau- und Hüttenſchule in Gleiwitz er⸗ 
nannt worden. 


Der Gewerbeaſſeſſor Sauerbrei im 
Miniſterium für Handel und Gewerbe iſt 
zum Gewerberat ernannt worden. 


Der Lehrer Dipl.-Ing. Matthieſen iſt 
zum Studienrat an der Staatlichen Schiffs⸗ 
ingenieur⸗ und Seemaſchiniſtenſchule in 
Flensburg ernannt worden. 


Der Gewerbeaſſeſſor Deutſchbein in 
Görlitz iſt zum Gewerberat ernannt worden. 


II. Allgemeine Verwaltungsangelegenheiten. 


Erl. d. M. d. J., FM. u. M. f. H. vom 16. September 1926 Nr. IV St 1280, II A 10518 
u. IIa 4806, betr. Anhörung der Berufsvertretungen zu den Gewerbeſteuerbeſchlüſſen 
der Gemeinden. 


In Ergänzung des Art. 28 der Ausführungsanweiſung vom 15. April 1926 — II A 4430, 
IV St 560 und IIa 2189 MBliV. S. 373) beſtimmen wir, daß den Berufsvertretungen 
neben dem Haushaltsplan der Gemeinde auch der Haushaltsplan der Bürgermeiſterei bzw. 
des Amtes als Unterlage für ihre gutachtliche Außerung mitzuteilen iſt, ſofern die Gemeinde 
zu einer Bürgermeiſterei oder einem Amte (8 7 Landgemeindeordnung für die Rhein⸗ 
provinz, § 4 Landgemeindeordnung für die Provinz Weſtfalen) gehört. Demgemäß iſt 
Abt. 2 Ziff. 3 des Art. 28 a. a. O. wie folgt zu faſſen: 

„3. Der Haushaltsplan der Gemeinde, gegebenenfalls auch der Bürger⸗ 
meiſterei (des Amtes); falls er noch nicht vervielfältigt iſt, iſt an Stelle des 
Haushaltsplanes eine genaue Überſicht über die Einnahmen und Ausgaben der 
Gemeinde (Bürgermeiſterei, Amtes) beizufügen.“ 


An die Ober- und Regierungspräſidenten, Landräte ſowie die Stadt- und Landgemeinden. 


III. Handelsangelegenheiten. 


1. Handelsverkehr. 


Erl. d. M. f. H. vom 29. September 1926 Nr. III 9077 M. f. H., II E 611 M. d J., betr. 
den Handel mit Edelmetallen, Edelſteinen und Perlen. 
Wir beſtimmen, daß außer dem durch unſeren Runderlaß vom 10. Auguſt d. J. 
(III 7561, IIb — M. f. H., II E 503 M. d. J.) zugelaſſenen Ankaufs⸗ und Quittungs buch der 
Deutſchen Uhrmacher ⸗ Zeitung auch das im Verlage von Wilhelm Diebener in Leipzig, 
Talſtraße 2, erſchienene Geſchäftsbuch als ausreichender Erſatz des Geſchäftsbuchs für 
Trödler anerkannt wird. 


Der Miniſter des Innern. 
J. A.: Roedenbeck. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
J. A.: von Meyeren. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten, hier. 


2. Schiffahrtsangelegenbheiten. 


Erl. d. M. f. H. vom 28. September 1926 Nr. IV 14204, betr. Ordnungen für Seefahrt: 
ſchulen und Prüfungsausſchüſſe für Schiffer auf Küſtenfahrt. 
In den Anlagen überſende ich Ihnen die folgenden, von mir erlaſſenen Vorſchriften: 
1. Die Seefahrtſchulordnung, 
2. Geſchäftsordnung für die Prüfungsausſchüſſe für Schiffer auf Küſtenfahrt 
außerhalb der Seefahrtſchulen, 
3. Anweiſung über die von den Seefahrtſchuldirektoren zu erſtattenden Jahres⸗ 
berichte der Seefahrtſchulen, 


die an Stelle der mit Erlaß vom 4. September 1919 — III 8348 — (HMBI. S. 240) mit⸗ 
geteilten Vorſchriften treten. Ich beſtimme dazu im einzelnen folgendes: 


A. Seefahrtſchulordnung. 

1. Zu 8 2. Die Lehrgänge zum Schiffer auf kleiner Fahrt und zum Steuermann 
auf kleiner Fahrt dauern vierzehn Wochen. 

2. Zu § 8 Ziffer 3. Den Seefahrtſchuldirektoren ift zu empfehlen, wegen Ab⸗ 
ſchluſſes der Unfallverſicherung der Schüler Vereinbarungen mit geeigneten Verſicherungs⸗ 
geſellſchaften zu treffen. 

3. Zu 89. Die Sommerferien find nach näherer Anweiſung der Direktoren 
der Seefahrtſchulen in die Monate Juli— Auguſt zu legen, tunlichſt ſo, daß ſie in die 
Sommerferien der höheren Schulen fallen. 


B. Geſchäftsordnung für die Prüfungsausſchüſſe für Schiffer auf 
Küſtenfahrt außerhalb der Seefahrtſchulen. 

1. Zu § 1. Prüfungsausſchüſſe für Schiffer auf Küſtenfahrt werden eingerichtet 
in Königsberg, Stolpmünde, Rügenwaldermünde, Kolberg, Stralſund, Kiel, Huſum, 
und Itzehoe. 

Ich ernenne zum Vorſitzenden der Prüfungsausſchüſſe in Stolpmünde, Rügen⸗ 
waldermünde, Kolberg und Stralſund den Seefahrtſchuldirektor in Stettin, zum Vor⸗ 
ſitzenden des Prüfungsausſchuſſes in Kiel den Seefahrtſchuldirektor in Flensburg. 
Der Vorſitz der Prüfungsausſchüſſe in Königsberg, Huſum und Itzehoe verbleibt zu⸗ 
nächſt bei den bisherigen Vorſitzenden der Prüfungskommiſſionen für Schiffer auf 
Küſtenfahrt an dieſen Orten. 

Die Prüfungsausſchüſſe in Königsberg, Huſum und Itzehoe werden in techniſcher 
Beziehung je von einem Seefahrtſchuldirektor beaufſichtigt und zwar Königsberg von 
dem Seefahrtſchuldirektor in Stettin, Huſum von dem Seefahrtſchuldirektor in Flens⸗ 
burg und Itzehoe von dem Oberſeefahrtſchuldirektor in Altona. Im Falle des Aus⸗ 
ſcheidens eines der jetzigen Vorſitzenden geht der Vorſitz des Prüfungsausſchuſſes an 
den genannten Seefahrtſchuldirektor über. 

Bei den Prüfungsausſchüſſen, deren Vorſitzender kein Seefahrtſchuldirektor iſt, 
ſind als Beiſitzer ein Lehrer einer Seefahrtſchule und ein Seeſchiffahrtskundiger heran⸗ 
zuziehen. Der Lehrer der Seefahrtſchule iſt auf Erſuchen des Vorſitzenden für jede 
Prüfung beſonders vom aufſichtführenden Seefahrtſchuldirektor zu ernennen. 

In den Orten mit Prüfungsausſchüſſen für Schiffer auf Küſtenfahrt oder in 
ihrer Nähe wird der Deutſche Seefiſchereiverein Winterlehrgänge für Seefiſcher er⸗ 
richten. Er hat darum gebeten, daß ſeine Lehrer auch bei den Prüfungsausſchüſſen 
verwandt werden. Ich erſuche, dieſe Bitte, falls dort keine Bedenken beſtehen, zu 
erfüllen. 

Die bisherige Prüfungskommiſſion für Schiffer auf Küſtenfahrt in Stade wird 
aufgehoben. 

2. Zu 83 Abſ. 1. Die Vorſitzenden haben für die Ausrüſtung der Prüfungs⸗ 
ausſchüſſe mit Inſtrumenten und Seekarten Sorge zu tragen. Die Inſtrumente 
werden z. T. aus den Beſtänden der Seefahrtſchulen zu entnehmen ſein. Etwa er⸗ 
forderliche Mittel ſind bei mir zu beantragen. 

3. Zu $3 Abſ. 2. Bei den Prüfungsausſchüſſen, deren Vorſitzender kein See⸗ 
fahrtſchuldirektor iſt, werden die dem Reichsverkehrsminiſter einzureichenden Vorſchläge 
für die IE Prüfung vom aufſichtführenden Seefahrtſchuldirektor aufgeſtellt und 
eingereicht. 
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4. Zu § 4 Abſ. 1. Mit Rückſicht auf die große Entfernung Königsbergs von 
der nächſtgelegenen Seefahrtſchule in Stettin bin ich damit einverſtanden, daß in 
Königsberg auch bei weniger als fünf Prüflingen ein Prüfungstermin angeſetzt wird. 

5. Zu 87. Die bei den Prüfungsausſchüſſen in Königsberg, Huſum und 
Itzehoe eingehenden Prüfungsgebühren find von der Seefahrtſchulkaſſe in Stettin 
bezw. Flensburg und Altona zu vereinnahmen. Von derſelben Kaſſe ſind auch die 
Ausgaben zu beſtreiten. 

6. Im April eines jeden Jahres haben mir die Vorſitzenden der Prüfungs⸗ 
ausſchüſſe durch Ihre Hand eine Überſicht über die abgehaltenen Prüfungen zum 
Schiffer auf Küſtenfahrt nach Muſter III der Anlage 3 einzureichen. 


C. Anweiſung über die von den Seefahrtſchuldirektoren zu erſtatten⸗ 
den Jahresberichte der Seefahrtſchulen. 
In dem im April 1927 zu erſtattenden Jahresberichte ſind die Überſichten 
gemäß Ziffer 3 und 4 für die Lehrgänge und Prüfungen alter Art noch nach den 
Muſtern der Anweiſung vom 4. September 1919 aufzuſtellen. 


Die erforderlichen Dienſtſiegel für die Prüfungsausſchüſſe werde ich beſchaffen und 
demnächſt überſenden. 
Der Bedarf an Überdrucken iſt von meiner Regiſtratur IV unmittelbar anzufordern. 


J. A.: Dr. von Seefeld. 


An die Herren Regierungspräſidenten in Königsberg, Köslin, Stettin, Stralſund, Schleswig, 
Stade und Aurich. 


Anlage 1. 


Seefahrtſchulordnung. 


81. Aufgabe der Seefahrtſchulen. 


Die Seefahrtſchulen haben den Zweck, Seeleute zu Seeſteuerleuten und Seeſchiffern 
auszubilden. 
82. Lehrgänge. 
An den Seefahrtſchulen werden je nach Bedarf Lehrgänge 
zum Schiffer auf Küſtenfahrt, 
„Steuermann auf kleiner Fahrt, 
„Schiffer auf kleiner Fahrt, } 
„Steuermann auf großer Fahrt und 
„Schiffer auf großer Fahrt 
eingerichtet. Der Lehrgang zum Steuermann auf großer Fahrt zerfällt in 2 Klaſſen, eine 
Vorklaſſe und eine Hauptklaſſe. 

Soweit vom Miniſter für Handel und Gewerbe nichts anderes beſtimmt wird, haben 
die Lehrgänge die in der Verordnung über den Befähigungsnachweis der Seeſchiffer und 
Seeſteuerleute auf deutſchen Kauffahrteiſchiffen vom 25. Juli 1925 (RGBl. II S. 714) feſt⸗ 
geſetzte Mindeſtdauer. 

Unter der Unterrichtsdauer iſt die Zeit des Unterrichts einſchließlich der Prüfungen 
(S 10), aber ausſchließlich der Ferien ($ 9) zu verſtehen. 

Eine geringfügige Verlängerung der Lehrgänge kann von dem Direktor angeordnet 
werden. 

Die Zahl der an den Schulen einzurichtenden Lehrgänge und ihr Beginn wird vom 
Miniſter für Handel und Gewerbe feſtgeſetzt. 
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83. Aufnahmebedingungen. 


Als Schüler werden in einen Lehrgang nur ſolche Seeleute aufgenommen, die die 
vorgeſchriebenen Bedingungen für die Zulaſſung zu der entſprechenden Prüfung erfüllen. 
Seeleute, die die für die Zulaſſung zu dieſer Prüfung geforderten Nachweiſe nicht 
voll erbringen, deren baldige Beibringung aber in Ausſicht ſtellen, ſowie ſolche, für die 
eine ausnahmsweiſe Zulaſſung zur Prüfung höheren Orts beantragt werden ſoll, können 
zunächſt als Gaſtſchüler aufgenommen werden. Sobald ſich ihre Zulaſſungsfähigkeit ergibt, 
treten ſie in die Zahl der Schüler über. 
Als Gaſtſchüler können ferner aufgenommen werden: 
a) Seeleute, die die Bedingungen für die Zulaſſung zur Prüfung nicht vollſtändig 
erfüllen, an der Ausübung ihres Gewerbes aber zeitweilig behindert ſind; 
b) Perſonen anderer Stände, die ſich Kenntniſſe in der Schiffahrtskunde erwerben 
wollen. 


Stellt ſich heraus, daß Schüler oder Gaſtſchüler wegen mangelnder Schulbildung, 
praktiſcher Erfahrung oder aus anderen triftigen Gründen dem Unterricht nicht zu folgen 
vermögen, ſo kann ihnen der weitere Beſuch des Lehrgangs unterſagt werden. 

Perſonen, die ſich nicht in dem Beſitz der bürgerlichen Ehrenrechte befinden oder die 
mit anſteckenden oder ekelerregenden Krankheiten behaftet ſind, ſind von der Aufnahme in 
eine Seefahrtſchule ausgeſchloſſen. 


84. Aufnahme und Eintritt. Schülerzahl. 


Die Anmeldung der Schüler erfolgt unter Vorlage der für die Aufnahme vorge⸗ 
ſchriebenen Nachweiſe beim Seefahrtſchuldirektor, der über die Aufnahme entſcheidet. 

Gaſtſchüler ſind bei ihrer Aufnahme darauf aufmerkſam zu machen, daß ſie ohne den 
Nachweis der vollen, für die Zulaſſung vorgeſchriebenen Bedingungen zur Prüfung nicht 
zugelaſſen werden können. 

Der Eintritt erfolgt in der Regel nur zu Beginn eines neuen Lehrgangs. Ein ſpäterer 
Eintritt kann geſtattet werden, wenn die Kenntniſſe des Schülers zu der Annahme berech— 
tigen, daß er dem Unterricht folgen kann. In eine Vorklaſſe zum Steuermann auf 
großer Fahrt, die ein Viertel ihrer ganzen Dauer erledigt hat, und in die übrigen Lehr⸗ 
gänge, die ein Zehntel ihrer ganzen Dauer erledigt haben, dürfen Schüler nur noch in 
beſonderen Ausnahmefällen und nur als Gaſtſchüler aufgenommen werden. Sie treten 
erſt in die Zahl der Schüler über, wenn ihre ausnahmsweiſe Zulaſſung zur Prüfung 
genehmigt iſt. 

Die Zahl der Schüler eines Lehrgangs ſoll in der Regel 20 nicht überſchreiten. 


85. Schulgeld. 


Das Schulgeld wird vom Miniſter für Handel und Gewerbe feſtgeſetzt. Es iſt beim 
Eintritt in den Lehrgang zu zahlen. Bei beſonderer Veranlaſſung kann der Direktor den 
Schülern eine kurze Stundung bewilligen. Bei ſpäterem Eintritt, früherem Abgang oder 
Verweiſung von der Anſtalt hat der Schüler keinen Anſpruch auf Ermäßigung oder Rück⸗ 
zahlung des Schulgeldes. 

Ein gänzlicher oder teilweiſer Erlaß des Schulgeldes iſt dem Miniſter für Handel 
und Gewerbe vorbehalten. Er wird nur aus dringenden Gründen gewährt. Anträge auf 
Schulgelderlaß ſind an den Direktor zu richten. Der Exlaß wird nur unter dem Vorbe⸗ 
halt des ſofortigen Widerrufs bei Unfleiß oder tadelhafter Führung des Schülers gewährt. 


86. Lehrmittel. 


Die beim Unterricht zu verwendenden Lehrmittel, Tafeln, Seekarten, Zeichengeräte 
und ſonſtigen Lehr⸗ und Lernmittel werden vom Direktor feſtgeſetzt. 


§ 7. Unterricht und Übungen. 


Der Unterricht wird nach den im Reichsminiſterialblatt 1926 S. 852 veröffentlichten 
Lehrplänen erteilt. Außerdem werden zu geeigneten Tages⸗ und Abendſtunden unter 
Leitung der Lehrer Übungen in der Anſtellung und Verwertung nautiſch⸗aſtronomiſcher 
Beobachtungen abgehalten. 
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Bei geringer Schülerzahl können auf Anordnung des Direktors in geeigneten Fächern 
der Unterricht verſchiedener Lehrgänge vereinigt werden. 


§ 8. Schulgeſetze. 

1. Es wird von jedem Schüler erwartet, daß er ſich innerhalb und außerhalb der 
Schule eines geſitteten Benehmens befleißigt. 

2. Alle vom Direktor für die Schüler erlaſſenen Vorſchriften ſind gewiſſenhaft zu 
beachten. 0 

3. Die Schüler haben ſich nach näherer Anweiſung des Direktors gegen Unfälle zu 
verſichern. 

4. Der Beſuch des Unterrichts und der Ubungen im Beobachten muß regelmäßig und 
pünktlich ſein. Die Schüler haben ſich an Lehrausflügen und Schulfeiern zu beteiligen. 
Wünſcht ein Schüler von einzelnen Unterrichtsgegenſtänden befreit zu werden, ſo hat er 
ſich an den Klaſſenlehrer zu wenden, der die Einwilligung des Direktors einholt. Beur⸗ 
laubungen auf ein oder mehrere Tage erfolgen nur durch den Direktor. Fehlt der Schüler 
wegen Krankheit, ſo hat er dem Klaſſenlehrer ſpäteſtens am zweiten Tage davon Anzeige 
zu erſtatten; dieſer iſt berechtigt, ein ärztliches Zeugnis zu verlangen. Wer länger als 
ſechs Tage ohne Entſchuldigung fehlt, gilt als ausgetreten; ſeine Wiederaufnahme kann 
nur mit Genehmigung des Direktors gegen nochmalige Zahlung des Schulgeldes erfolgen. 

5. Die an der Schule eingeführten Lehrbücher, Tafeln, Jahrbücher, Karten und 
Zeichengeräte ſowie alle Schreibmaterialien haben ſich die Schüler nach näherer Anweiſung 
des Direktors anzuſchaffen. 

6. Für einen infolge nachweislich vorſätzlicher oder fahrläſſiger Beſchädigung von 
Schuleigentum entſtandenen Schaden iſt Erſatz zu leiſten. Leihweiſe übergebene Gegen⸗ 
ſtände müſſen in gutem Zuſtande zurückgegeben werden. 

7. Das Rauchen in den Unterrichtsräumen iſt unterſagt. 

8. Jeder Schüler hat dem Direktor ſeine Wohnung anzumelden. 

9. Bei wiederholten und gröberen Verſtößen gegen dieſe Vorſchriften kann auf eine 
Verweiſung von der Anſtalt erkannt werden. 


§ 9. Ferien. 
Im Laufe des Sommers wird der geſamte Unterricht zu einer von dem Miniſter für 
Handel und Gewerbe zu beſtimmenden Zeit auf vier Wochen unterbrochen. 
Ferner ſind die Tage 
1. vom Donnerstag vor Oſtern bis zum Dienstag nach Oſtern einſchließlich, 
2. vom Sonnabend vor Pfingſten bis zum Dienstag nach Pfingſten einſchließlich 
und 
3. vom 24. Dezember bis 3. Januar einſchließlich 
ſchulfrei. 
An den Sonntagen und den geſetzlichen Feſt⸗ und Feiertagen wird in der Regel nicht 
unterrichtet. 


§ 10. Prüfungs verfahren. 

Alle Lehrgänge werden durch Prüfungen abgeſchloſſen. Für ſie ſind die Vorſchriften 
der Verordnung über den Befähigungsnachweis der Seeſchiffer und Seeſteuerleute auf 
deutſchen Kauffahrteiſchiffen vom 25. Juli 1925 (RG Bl. II S. 714) ſowie die auf Grund 
dieſer Verordnung erlaſſenen Vorſchriften maßgebend. 


§ 11. Prüfungsausſchüſſe. 

Die Prüfungen werden von Prüfungsausſchüſſen abgenommen, die gemäß den Vor⸗ 
ſchriften der 88 22—25 der genannten Verordnung zuſammenzuſetzen find. Der Abſatz 2 
des § 25 darf nur mit beſonderer Genehmigung des Miniſters für Handel und Gewerbe 
angewandt werden. 
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Der Seefahrtſchuldirektor oder deſſen Stellvertreter führt den Vorſitz und beſtimmt 
für jede Prüfung die Mitglieder des Ausſchuſſes. Die ſeeſchiffahrtskundigen Mitglieder 
werden aus einer Gruppe von geeigneten Perſonen ausgewählt, die auf Vorſchlag des 
Seefahrtſchuldirektors von dem Regierungspräſidenten vorbehaltlich jederzeitigen Widerrufs 
auf drei Jahre zu Mitgliedern der Prüfungsausſchüſſe an der Seefahrtſchule ernannt 
werden. Sie ſollen tunlichſt am Prüfungsorte oder in deſſen Nähe ihren Wohnſitz haben. 
Die Mitglieder werden, ſofern ſie nicht Beamte ſind, vom Vorſitzenden auf ihr Amt 
verpflichtet. 
Die Prüfungsausſchüſſe bedienen ſich im amtlichen Verkehr eines Dienftſiegels mit 
der Aufſchrift: „Prüfungsausſchuß an der Seefahrtſchule (Ort).“ 


812. Prüfungs⸗ und Befähigungszeugniſſe. 

Die Prüfungszeugniſſe werden unter Benutzung der reichsſeitig feſtgeſetzten Vordrucke 
ausgefertigt. Sie ſind vom Vorſitzenden zu unterſchreiben und mit dem Dienſtſiegel des 
Prüfungsausſchuſſes zu verſehen. N 

Die Prüflinge, die die Prüfung beſtanden haben, beantragen die Ausſtellung der 
Befähigungszeugniſſe bei dem Vorſitzenden des Prüfungsausſchuſſes mündlich oder ſchriftlich. 
Dieſer hat die Anträge nach dem beigefügten Muſter an den zuſtändigen Regierungs⸗ 
präſidenten weiterzugeben. 

Den Prüflingen, die auf Grund der beſtandenen Prüfung ein Befähigungszeugnis 
erhalten, iſt ein etwa früher erworbenes Befähigungszeugnis niedrigeren Grades abzunehmen. 


813. Prüfungsakten uſw. 

Für die Prüfungsausſchüſſe ſind beſondere Akten anzulegen. Ferner iſt für jede 
Prüfungsgattung ein geſondertes, fortlaufendes Verzeichnis ſämtlicher Prüflinge zu führen, 
das Vor⸗ und Zunamen der Prüflinge, Ort und Tag ihrer Geburt, Tag der mündlichen 
Prüfung, Geſamtausfall der Prüfung und die erteilten Befähigungszeugniſſe enthält. 

Die von den Prüflingen behufs Zulaſſung zur Prüfung vorgelegten Nachweiſe über 
Lebensalter, Fahrzeiten, Hör⸗, Seh⸗ und Farbenunterſcheidungsvermögen, ſowie über den 
Beſitz der bürgerlichen Ehrenrechte ſind zurückzugeben. Die eingelieferten Aufzeichnungen 
über die während der Fahrzeit ausgeführten Beobachtungen und Berechnungen ſind einzu⸗ 
behalten und wenigſtens ſolange aufzubewahren, bis der Reichsbeauftragte für das See⸗ 
fahrtſchulweſen Gelegenheit gehabt hat, ſie einzuſehen. 


Berlin, den 28. September 1926. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
J. A.: Dr. von Seefeld. 


Anlage 2. 


Geſchäftsordnung 
für die 


Prüfungsausſchüſſe für Schiffer auf Küſtenfahrt außerhalb der Seefahrtſchulen. 


81. Prüfungsausſchüſſe. 

Zur Abnahme der Prüfung zum Schiffer auf Küſtenfahrt werden vom Minifter für 
Handel und Gewerbe außer den an den Seefahrtſchulen hierfür eingeſetzten Ausſchüſſen 
nach Bedarf auch an Orten ohne Seefahrtſchule Ausſchüſſe errichtet. Sie tragen die Be⸗ 
zeichnung: „Prüfungsausſchuß für Schiffer auf Küſtenfahrt“ und ſind dem Regierungs⸗ 
präſidenten unterſtellt. 

Die Ausſchüſſe ſind entſprechend dem § 22 Abſchnitt b der Verordnung über den Be⸗ 
fähigungsnachweis der Seeſchiffer und Seeſteuerleute auf deutſchen Kauffahrteiſchiffen vom 
25. Juli 1925 (RGBl. II S. 714) zuſammenzuſetzen. 
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Vorſitzender eines jeden Ausſchuſſes ift ein vom Miniſter für Handel und Gewerbe hierfür 
beſtimmter Seefahrtſchuldirektor oder ſein Stellvertreter. Der Miniſter behält ſich vor, die 
bisherigen Vorſitzenden der Prüfungskommiſſionen für Schiffer auf Küſtenfahrt für ihre 
Perſon widerruflich in dieſem Amte zu belaſſen. 

Beiſitzer ſind zwei Seeſchiffahrtskundige, die mindeſtens die Prüfung zum Schiffer auf 
kleiner Fahrt oder die Steuermannsprüfung in der Marine beſtanden haben. Die Beiſitzer 
ſowie Stellvertreter für ſie werden vorbehaltlich jederzeitigen Widerrufs auf Vorſchlag des 
Vorſitzenden vom Regierungspräſidenten auf 3 Jahre ernannt. Sofern die Beiſitzer nicht 
als Beamte vereidigt ſind, werden ſie vom Vorſitzenden auf ihr Amt verpflichtet. 

Die Prüfungsausſchüſſe bedienen ſich im amtlichen Verkehr eines Dienſtſiegels mit 
der Auffſchrift: 

„Prüfungsausſchuß für Schiffer auf Küſtenfahrt (Ort)“. 


§ 2. Prüfungsräume. 
Der Regierungspräſident hat dafür Sorge zu tragen, daß dem Prüfungsausſchuß 
Prüfungsräume unentgeltlich zur Verfügung geſtellt werden. 


§ 3. Prüfungs verfahren. 

Für die Prüfungen ſind die Vorſchriften der Verordnung über den Befähigungs⸗ 
nachweis der Seeſchiffer und Seeſteuerleute auf deutſchen Kauffahrteiſchiffen vom 25. Juli 1925 
(RGBl. II S. 714) ſowie die auf Grund dieſer Verordnung erlaſſenen Vorſchriften 
maßgebend. 

Die nach § 34 Abſ. 2 a. a. O. dem Reichsverkehrsminiſter einzureichenden Vorſchläge 
für die ſchriftliche Prüfung ſind von dem Vorſitzenden des Prüfungsausſchuſſes aufzuſtellen. 


§ 4. Prüfungstermine. 

Um unnötige Ausgaben zu vermeiden, ſind in der Regel Prüfungstermine nur anzu⸗ 
ſetzen, wenn ſich mindeſtens fünf Prüflinge melden. Bei geringerer Zahl der Prüflinge 
iſt ihnen anheimzuſtellen, die Prüfung an einer Seefahrtſchule abzulegen. 

Zeit und Ort einer jeden Prüfung ſind dem Regierungspräſidenten und dem Reichs⸗ 
beauftragten für das Seefahrtſchulweſen tunlichſt unter Angabe der vorausſichtlichen Anzahl 
der Prüflinge mitzuteilen. 


§ 5. Prüfungs- und Befähigungszeugniſſe. 

Die Prüfungszeugniſſe werden unter Benutzung der reichsſeitig feſtgeſetzten Vordrucke 
ausgefertigt. Sie ſind vom Vorſitzenden zu unterſchreiben und mit dem Dienſtſiegel des 
Prüfungsausſchuſſes zu verſehen. 

Die Prüflinge, die die Prüfung beſtanden haben, beantragen die Ausſtellung der 
Befähigungszeugniſſe bei dem Vorſitzenden des Prüfungsausſchuſſes mündlich oder ſchriftlich. 
Dieſer hat die Anträge nach dem beigefügten Muſter an den zuſtändigen Regierungs- 
präſidenten weiterzugeben. 

86. Prüfungsakten uſw. 

Für die Prüfungsausſchüſſe ſind beſondere Akten anzulegen. Ferner iſt ein fort⸗ 
laufendes Verzeichnis ſämtlicher Prüflinge zu führen, das Vor⸗ und Zunamen des Prülfings, 
Ort und Tag ſeiner Geburt, Tag der mündlichen Prüfung, Geſamtausfall der Prüfung 
und das erteilte Befähigungszeugnis enthält. 

Die von den Prüflingen behufs Zulaſſung zur Prüfung vorgelegten Nachweiſe über 
Lebensalter, Fahrzeiten, Hör⸗, Seh⸗ und Farbenunterſcheidungsvermögen ſowie über den 
Beſitz der bürgerlichen Ehrenrechte ſind zurückzugeben. 


§ 7. Kaſſenführung. 
Die Prüfungsgebühren ſind an die Kaſſe der Seefahrtſchule, deſſen Direktor der 
Vorſitzende des Ausſchuſſes iſt, abzuführen und dort zu vereinnahmen. Von derſelben 
Kaſſe werden auch die Ausgaben beſtritten. 


Berlin, den 28. September 1926. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
J. A.: Dr. von Seefeld. 
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1. Seite] 
Muſter zu Anlage 1 und 2. 
R „ e ee ee e 
An 
Die in umſtehender Lifte aufgeführten Perſonen haben die am... m 1 
n er ne. rs beitanden und haben die 


Ausſtellung der ihnen zuſtehenden Befähigungszeugniſſe beantragt. 

Auf Grund der vorgelegten Nachweiſe über Staatsangehörigkeit, Seefahrzeit, See⸗ 
beobachtungen, Seefahrtſchulbeſuch, Hör⸗, Seh⸗ und Farbenunterſcheidungsvermögen ſowie 
über den Beſitz der bürgerlichen Ehrenrechte können ihnen die in der Liſte angegebenen 
Befähigungszeugniſſe ausgehändigt werden. 


2. Seite] 


Des Prüflings 
Nr. Geburtsort Geburtstag 
Vornamen Name 


13. Seite] 


— —— — —— ˙ ſ—— — 


Es wird beantragt die Ausſtellung des Prüfling hat die | Das Befähigungszeugnis tft ihm zuzuſenden 
Befähigungszeugniſſes e unter der 


Bedingungen : 
als erfüllt am Anſchrift 


Anlage 3. 
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Anweiſung 


über die 


von den Seefahrtſchuldirektoren zu erſtattenden Jahresberichte der 


Seefahrtſchulen. 


Die nach A8 14 der Dienſtanweiſungen für die Direktoren und Lehrer der Seefahrt⸗ 
ſchulen vom 11. Oktober 1918 vorgeſchriebenen Jahresberichte ſollen enthalten: 


1 


2 
3. 


e 


Anderungen im Beſtande des Lehrkörpers. Längere Unterbrechung der Lehr⸗ 
tätigkeit des Direktors und der Lehrer. 

Anderungen in den Familienverhältniſſen des Direktors und der Lehrer. 

Eine Überſicht über die im Berichtsjahr an der Anſtalt abgehaltenen Lehrgänge 
und ihren Beſuch nach Muſter J und II. 


Eine Überſicht über die im Berichtsjahr an der Anſtalt abgehaltenen Prüfungen 


nach Muſter III. 


Beſichtigungen der Schule und des Unterrichts durch die Organe des Regierungs- 


präſidenten. 


Bericht über Lehrausflüge und Schulfeiern. 

Benutzung der Schulräume zu außerhalb des Schulbetriebs liegenden Zwecken. 
Größere Reparaturen und bauliche Veränderungen am Schulgebäude. 
Andere dem Direktor wichtig erſcheinende Ereigniſſe. 


Berlin, den 28. September 1926. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
J. A.: Dr. von Seefeld. 


Aberſicht über die im Haushaltsjahr 19 . . 


und ihren Beſuch. 


Muſter J. 


abgeſchloſſenen Lehrgünge 


Geſamtzahl aller Schüler 


Dauer Zahl der Schüler 
8 = B&|8& 
Lehrgänge a 388 38 5 
N 2 | a 8 5 © 5 Bemerkungen 
zum is we, 82888 
von leinſchl. = | 5 E = 2 5 E 
Prüfung) | Fe 8 € sa 45 
as 8 8 nE E= 
„algs| € |38|38 
& R — |® Ice) 
Schiffer auf Küſten⸗ | 
fahrt 
| | Summe 
Steuermann auf | 
kleiner Fahrt ; 
u — ee —— — 
Summe 
| 
Schiffer auf kleiner | | 
Fahrt 8 
| | | | | | Summe 
Vor⸗ | | 
klaſſe 
Steuermann | | | Summe 
auf großer 
Fahrt 
Haupt⸗ | 
| 
klaſſe ö | 
Summe 
Schiffer auf großer | 
‚Scheren 
| | Summe 


0 


296 


Muſter II. 


Uberſicht über die im Haushaltsjahr 19 . begonnenen aber noch nicht 


Dauer 
8 = © 
= N 8 * 8 Ss 
Lehrgänge a SE = & 
a 3 5 2 Bemerkungen 
zum bis = 2 . 
von (einſchl BE = 8 = = S Sa 
5 8 Eon | Em ＋ S | Be 
Prüfung) S 8 = so a 
RE S 5 |s5 ÖS 
S 7 E ei 3 S S S 
Schiffer auf Küſten⸗ 
fährt?: | 
| | Summe 
| 
Steuermann auf 
kleiner Fahrt 
| Summe 
| 
Schiffer auf kleiner 
Fahr eg: | 
— 12 A 
ö Summe 
| 
Vor⸗ | 
klaſſe | 
Steuermann | | Summe 
auf großer 
Fahrt 
Haupt⸗ 
klaſſe 
| Summe 
Schiffer auf großer 
uhr des 
| | | Summe 
I 
Geſamtzahl aller Schüler | | | | 
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Überficht über die im Haushaltsjahr 19. 


abgehaltenen Prüfungen. 


& 8 
Prüfungszeit = 2 
= S = 
Prüfungen 5 7 2 
= = & Bemerkungen 
Ss . 
al von bis 2 = = 
1 
© | 8 8 
Schiffer auf Küſtenfahrt | 
Summe 
Steuermann auf kleiner 
Fahrt. * 
Summe 


Schiffer auf kleiner Fahrt. 


Vor⸗ 
prüfung 
Steuermann Summe 
auf großer 
Fahrt 
Haupt⸗ 
prüfung 
Summe 
| | 
Schiffer auf großer Fahrt. | 
| | Summe 
Geſamtzahl der en: am SER und 
Seeiteuermann . . Summe 
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Erl. d. M. f. H. vom 8. Oktober 1926 Nr. V 12378, betr. Befugnis zur Ausübung des 
Schiffergewerbes. 


Das Seeamt zu Lübeck hat 


1. durch ſeinen Spruch vom 14. v. Mts., betreffend die Strandung des Dampfers 
„Franz“, dem Führer dieſes Fahrzeuges, Schiffer auf kleiner Fahrt Arthur 
Stute, geb. am 15. September 1872 zu Braunſchweig, die Befugnis zur 
Ausübung des Schiffergewerbes, 

durch ſeinen Spruch vom 15. v. Mts., betreffend das Verlaſſen des Motor⸗ 
fiſchkutters „Tra. 39“, dem Schiffer auf kleiner Fahrt Friedrich Karl Auguſt 
Suhr, geb. am 17. Auguſt 1886 zu Wismar, die Befugnis zur Ausübung 
des Gewerbes entzogen. 


Das Befähigungszeugnis des Stute iſt von dem Regierungspräſidenten in Aurich 
am 18. Januar 1926 ausgeſtellt worden. 


rr 


An den Herrn Oberpräſidenten — Waſſerbaudirektion — in Stettin und die Herren 
Regierungspräſidenten in Königsberg i. Pr., Marienwerder, Schleswig, Lüneburg, Stade, 
Osnabrück, Aurich, Düſſeldorf und Köln. 


1 


Betr. Polizeiverordnung zur Anderung der Rheinſchiffahrtspolizeiordnung 
vom 1. Januar 1913 (HM Bl. S. 51). 
Auf Grund des § 136 des Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 
1883 (GS. S. 195) wird hierdurch für den preußiſchen Rhein folgende Polizeiverordnung 
zur Anderung der Rheinſchiffahrtspolizeiordnung vom 1. Januar 1913 erlaſſen: 
1. Als Ziffer 9 wird folgende Beſtimmung eingeführt: 
9. Beſondere Vorſchrift für den Schleppdienſt bei Düſſeldorf. 
8 2 
Auf dem Abſchnitt zwiſchen km 2403 und 2433 iſt es für 
Schiffe von mehr als 50 t Tragfähigkeit verboten, ſich mit dem Strom 
treiben zu laſſen. 
2. Die bisherige Ziffer 9 (Beſondere Vorſchriften für die Schleppſchiffahrt zwiſchen 
St. Goar und Mainz) erhält die Ziffer 9a. 
3. Dieſe Verordnung tritt ſofort in Kraft. 
Berlin, den 9. Oktober 1926. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
12374. J. A.: Jaques. 


3. Sonſtige Angelegenheiten. 


Bekanntmachung, betr. Ungültigkeitserklärung von verloren gegangenen und zurück⸗ 
gezogenen Sprengſtoff⸗Erlaubnisſcheinen. 

Die vom Gewerberat in Arnsberg für den Schießmeiſter Philipp Mentgen in 
Hachen, Kreis Arnsberg, unter Nr. 61 des Verzeichniſſes Muſter B), vom Gewerberat in 
Koblenz für den Schießmeiſter Johann Wagner in Merl unter Nr. 131 (Muſter A), 
vom Gewerberat des Gewerbeaufſichtsamtes Trier I für den Arbeiter Gregor Klankert 
in Schönecken, Kreis Prüm, unter Nr. 42 (Muſter B), vom Gewerberat des Gewerbeauf⸗ 
ſichtsamtes Aachen II für den Grundarbeiter Alphons Nießen in Huppenbroich 
Nr. 24, Kr. Monſchau, unter Nr. 35 (Muſter A), vom Gewerberat in Limburg für den 
Bruchmeiſter Hermann Bilſing in Büdingen unter Nr. 118 (Muſter B) und vom Ge⸗ 
werberat in Bitterfeld für den Schießmeiſter Franz Bartlitz in Landsberg, Bezirk 
Halle a. d. S., unter Nr. 20 ausgeſtellten Sprengſtoff⸗Erlaubnisſcheine ſind verloren gegangen 
und werden hiermit für ungültig erklärt. Die vom Gewerberat in Reichenbach i. Schleſ. für den 
Steinbruchbeſitzer Martin Mende in Hertwigswalde, Kr. Münſterberg unter Nr. 5 
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(Muſter A), vom Gewerberat in Bielefeld für den Steinbrucharbeiter Heinrich Kom- 
brink in Aſcheloh, unter Nr. 13/26 Muſter C), vom Gewerberat in Siegen für 
den Schießmeiſter Karl Mundt in Biggen unter Nr. 29 Muſter C), vom Gewerbe- 
rat Köln⸗Land für den Schießmeiſter Chriſtian Heumann in Spich unter Nr. 6 
Muſter B) und vom Gewerberat in Düſſeldorf für den Schießmeiſter Johann Witt- 
buſch in Düſſeldorf⸗Heerdt unter Nr. 29 (Muſter A) ausgeſtellten Sprengſtoff-Erlaub⸗ 
nisſcheine ſind wegen Unzuverläſſigkeit der Inhaber zurückgezogen worden und haben 
ihre Gültigkeit verloren. 
Berlin, den 28. September 1926. 


Zugleich für den Miniſter des Innern. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
N 


es c M ce e 
III 9091, 16 — M. f. H. — II G 1701 M. d. J. 


IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


1. Gewerbliche Anlagen. 


Erl. d. M. f. H. vom 22. September 1926 Nr. 1 6 2048, 1861, III 4026, betr. Transport 
von Azetylenapparaten. 


Am 10. Januar 1926 iſt auf der Braun kohlengrube Luiſe, Bergrevier Oſt-Halle, ein 
Azetylenapparat zerknallt; dabei wurde ein Mann tödlich, ein Mann ſchwer verletzt. Es 
handelt ſich um einen Apparat der Autogen Gasaccumulator A.-G. Berlin, Größe 3, 
höchſte Dauerleiſtung in Stundenlitern: 3400. 

Der Apparat, der am Unfalltage zu Schweiß- und Schneidarbeiten beuutzt worden 
war, ſollte nach beendeter Arbeit nach der etwa 100 m entfernten Werkſtatt transportiert 
werden. Dazu wurden die beiden Entwickler herausgehoben, das Waſſer durch Umlegen des 
Apparates entfernt, alsdann die Gasglocke herausgenommen und nach etwa 1 Stunde 
wieder eingeſetzt. Beim darauf erfolgten Transport ereignete ſich der Zerknall und zwar 
in dem Augenblick, als der Apparat nach kurzem Abſetzen wieder hochgehoben wurde. 

Nach dem Ergebnis der Unterſuchung iſt als ſicher anzunehmen, daß ſich in der nicht 
genügend von Gas entleerten Gasglocke ein exploſibles Gasgemiſch befunden hat 
— 258 v. H. Beimiſchung von Azetylen zur Luft ergeben bereits ein exploſibles Gemiſch —. 

Was die Urſache der Exploſion angeht, ſo iſt mit größter Wahrſcheinlichkeit anzu⸗ 
nehmen, daß der Apparat beim Abſetzen an der Unfallſtelle mit ſeiner oberen Offnung in 
die Nähe eines der auf dem Platz liegenden halbverbrannten Brikettſtücke gekommen iſt. 
Wenn ſich dann beim Anheben die Glocke auch nur wenig nach innen verſchob, konnte 
der Gasſtrom zwiſchen Behälter und Glocke nach außen treten, jo daß eine Entzündung ein- 
treten mußte. 

Das Oberbergamt Halle beabſichtigt aus Anlaß dieſes Unfalls für den Transport von 
Azetylenapparaten Richtlinien zu erlaſſen; ſie haben nach Fühlungnahme mit dem Deutſchen 
Azetylenverein nachſtehende Faſſung erhalten: 

Richtlinien für den Transport von Azetylenapparaten. 

1. Der Transport von Azetylenapparaten von und nach der Gebrauchsſtelle ſowie 
von einer Gebrauchsſtelle zur anderen darf nur in auseinandergenommenem Zuſtand er⸗ 
folgen, d. h. der Apparat darf erſt dann trans portiert werden, wenn der Entwickler und die 
Gasglocke herausgenommen ſind. 

2. Bei der Auseinandernahme iſt beſondere Vorſicht beim Abheben der Gasglocke ge— 
boten und ſtreng darauf zu achten, daß ſich in der Nähe keine Flamme befindet. 

3. Nach der Auseinandernahme iſt der Apparat zunächſt gründlich von Gasreſten zu 
entleeren und zwar in der Weiſe, daß ſämtliche Hohlräume bis zum höchſten Punkt mit 
Waſſer aufgefüllt werden; das Waſſer kann alsdann, falls ein Transport der auseinander- 
genommenen mit Waſſer gefüllten Teile Schwierigkeiten bereitet, wieder abgelaſſen werden. 

Das Preußiſche Oberbergamt wolle die Bergrevierbeamten ſeines Bezirks hiervon in 
Kenntnis ſetzen. Abdrucke ſind beigefügt. 


ba ee e 
An die Oberbergämter (außer Halle). 


Erl. d. M. f. H. vom 8. Oktober 1926 Nr. III 9654, IG —., betr. Gebührenordnung für 
die Prüfung von Aufzügen. 


Im Anſchluß an den Erlaß vom 8. September d. J. (HM Bl. S. 231). 


Auf Grund des § 14 der Aufzugsverordnung erlaſſe ich die nachſtehende Gebühren⸗ 
ordnung für die Prüfung von Aufzügen. Ich erſuche, dieſe in den Regierungs⸗Amtsblättern 
zu veröffentlichen und mir 1 Stück des die Veröffentlichung enthaltenen Amtsblattes zu 
überſenden. 


Für die Gewerbeaufſichtsbeamten und Bergrevierbeamten ſind Abdrucke beigefügt. 
Die Dampfkeſſelüberwachungsvereine werden beſonders benachrichtigt. 


Gebührenordnung für die Prüfung von Aufzügen. 


(Auf Grund des § 14 der Polizeiverordnung über die Einrichtung und den Betrieb von 
Aufzügen von dem Miniſter für Handel und Gewerbe feſtgeſetzt.) 


A. Gebührenſätze. 


Gebührenſatz für einen 
Perſonen⸗ Kleinlaſtenaufzug 
Angabe ae. ale 
ober Laſten⸗ 5 2 Nr 5 fahrſtuhl nach s 2 aufzug ] Bemer⸗ 
Nr. des a 1 80 $ un 5 Per 7, eine Ablaß⸗ zug 15 
Prüfungsgeſchäfts 9 2 Nr. 5 Hag e ee e 
mit Fang⸗ vorrichtung einen Schrägaufzug Nr. 8 
vorrichtung nach § 2 Nr. 10 
R. R. A RAM R. K 
I | Vorprüfung (gemäß 8 12 
Abſchnitt II Abſatz 1 der 
Aufzugs verordnung): 
1. für den erſten Aufzug 40 30 20 20 
2. für jeden folgenden | 
gleichzeitig zur Vor⸗ 
prüfung eingereichten 
Aufzug gleicher Bauart 
desſelben Betriebes. 20 15 10 10 
1 | Abnahme ($ 12 Abſchnitte 
II u. III) einſchließlich 
Abgabe der Beſcheinigung: 
1. für den erſten Aufzug 50 35 20 20 
2. für jeden folgenden 
an demſelben Tage 
unterſuchten Aufzug des⸗ 
ſelben Betriebes oder 
der in demſelben Ge⸗ | 
meinde (Guts⸗) Bezirke | 
gelegenen Betriebe des⸗ 
ſelben Beſitzers 5 25 | 20 10 10 
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Gebührenſatz für einen 


Perſonen⸗ a 
Angabe aufzug nach Laſten⸗ Na ir 5 
5 $2 Nr. 1—4 aufzug nach 11 10 wi 0 Say net 
Nr. des ober Laſten⸗ 5 2 Nr 5 bee eme Aba aufzug 
5 55 aufzug nach ohne ram 0 nach kungen 
Prüfungsgeſchäfts $2 Nr. 5 Fang⸗ e ode eh 
mit Fang⸗ vorrichtung einen Schrägaufzug : 
vorrichtung nach § 2 Nr. 10 
E. BA RM E 


III | a) Regelmäßige Unter⸗ 
ſuchungen (8 13 Ab⸗ 
ſchnitt I Abſatz 1) 
1. für den erſten Aufzug 40 30 15 — 
2. für jeden folgenden an 

demſelben Tage unter⸗ 
ſuchten Aufzug desſelben 
Betriebes oder der in 
demſelben Gemeinde⸗ 
(Guts⸗) Bezirke gelege- 

nen Betriebe desſelben | 
Beſitzers 25 20 10 — 

b) Un vermutete er 
ſuchungen ($ 13 Ab⸗ 
ſchnitt ! Abſatz 3 und 4) 1 10 


IV See nnd (810 Ab⸗ 
ſchnitt IV) 
1. für den erſten Führer 10 — — ˖— 
2. für jeden folgenden an 

demſelben Tage in 
demſelben Betriebe oder 
in den in demſelben Ge⸗ 
meinde⸗(Guts⸗) Bezirke 
gelegenen Betrieben des⸗ 
ſelben Beſitzers ge⸗ 

prüften Führer 6 — — — 


3. für den erſten Hilfs⸗ 
führe 5 — — — 


4. für jeden folgenden an 
demſelben Tage in dem⸗ 
ſelben Betriebe oder in 
den in demſelben Ge⸗ | 
meinde⸗(Guts⸗) Bezirke 
gelegenen Betrieben des⸗ 
ſelben Beſitzers geprüf⸗ 
ten Hilfsführer & — — — 


B. Erläuterungen. 


1. Ermäßigte Gebühren nach II 2, III 2, IV 2 find nur dann zu berechnen, wenn die 
betreffenden Prüfungen an den feſtgeſetzten Tagen zu Ende geführt worden ſind. 

2. Für die begonnene Unterſuchung oder Führerprüfung, die durch Verſchulden des 
Aufzugsbeſitzers, ſeines Stellvertreters oder des Verfertigers des Aufzuges an den feſtgeſetzten 
Tagen nicht zu Ende geführt werden kann, ſowie für jede Wiederholung ſolcher Prüfung 
find die Sätze unter III, HI oder IVI zu berechnen. 

3. Falls die bung mehrerer Aufzüge eines Beſitzers an einem Tage ver⸗ 
einbart iſt, ſo wird für etwa vereitelte (nicht begonnene) Unterſuchung eine Gebühr nicht 
erhoben, wenn die Unterſuchung eines der Aufzüge in Angriff genommen iſt. 
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4. Kann an einem vereinbarten Tage durch Verſchulden des Beſitzers, feines Stell⸗ 
vertreters oder des Verfertigers des Aufzuges überhaupt keine Unterſuchung oder Führer⸗ 
prüfung begonnen werden, ſo iſt, je nachdem es ſich um eine ſolche nach II, III 
oder IV handelt, eine Gebühr nach III., III 1 oder IVI zu erheben. 

5. Für behördlich angeordnete außerordentliche Prüfungen ſind die Gebühren wie 
für regelmäßige Unterſuchungen zu berechnen. 

6. Reiſekoſten werden neben den Gebühren nicht erhoben. 


J. A.: von Meyeren. 


An die Herren Regierungspräſidenten, den Herrn Bolizeipräfidenten in Berlin und die 
Oberbergämter 
ſowie nachrichtlich 
an den Herrn Verbandspräſidenten in Eſſen. 


Abſchrift überſende ich zur Kenntnis und Bekanntgabe an die Mitgliedsvereine. 
420 Abdrucke für dieſen Zweck liegen bei. 


J. A.: von Meyeren. 


An den Zentralvorſtand der Preußiſchen Dampfkeſſelüberwachungsvereine in Halle (Saale). 


2. Dampfkeſſelweſen. 


Erl. d. M. f. H. vom 25. September 1926 Nr. III 9094, betr. ſchmiedeeiſerne 
Vulkaniſierapparate. 
Im Anſchluß an die Erlaſſe vom 27. März 1922 (HM Bl. S. 64), 
vom 26. Auguſt 1922 (HM Bl. S. 186), vom 11. April 1925 (HM Bl. 
S. 81), vom 21. April 1925 (HMBl. S. 113), vom 9. September 
1925 (HMBl. S. 228), vom 29. Dezember 1925 (H MBl. f. 1926 
S. 23) und vom 29. Mai 1926 (HMBl. S. 140). 

Schmiedeeiſerne, kaſtenförmig aus U. und Doppel-T-Eifen zuſammengeſchweißte 
Vulkaniſierapparate, bei denen zufolge der geringen Bauhöhe des Waſſer⸗ und Dampfraumes 
die Vorſchrift des § 3 Abſ. 1 der allgemeinen polizeilichen Beſtimmungen über die An⸗ 
legung von Landdampfkeſſeln nicht eingehalten werden kann, werden auf Grund des § 20 
Abſ. 2 a. a. O. unter folgenden Vorausſetzungen von dieſer Vorſchrift befreit: 

1. Der niedrigſte Waſſerſtand muß mindeſtens 30 mm über den Feuerzügen liegen, 
2. der Probierhahn muß mindeſtens 20 mm oberhalb der Längsſchweißnaht an⸗ 
gebracht werden. 


Für die Gewerbeaufſichtsbeamten ſind Abdrucke dieſes Erlaſſes beigefügt. 
J. A.: von Meyeren. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin. 


Abdrucke überſende ich zur Kenntnis und Verſtändigung der Mitgliedsvereine; 420 weitere 
Abdrucke für dieſen Zweck ſind beigefügt. 


J. A.: von Meyeren. 


An den Zentralverband der Preußiſchen Dampfkeſſelüberwachungsvereine in Halle (Saale). 


Erl. d. M. f. H. vom 8. Oktober 1926 Nr. III 9577, betr. Erleichterungen bei der Anlage 
von Keſſeln für die Backofen⸗Rohöl⸗Heizapparate „Wichtel“ Syſtem Schwinn. 
Auf Ihren Antrag vom 4. Juli d. J. genehmige ich auf Grund des § 20 Ziffer 2 

der Allgemeinen polizeilichen Beſtimmungen über die Anlegung von Landdampfkeſſeln 

widerruflich für den Freiſtaat Preußen, daß den Keſſeln Ihrer Backofen⸗Rohöl⸗Heizapparate 
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„Wichtel“ Syſtem Schwinn in der von Ihnen angegebenen Ausführung in Abweichung 

von den vorgenannten Beſtimmungen nachſtehende Erleichterungen gewährt werden: 

1. Die Speiſevorrichtungen können durch einen Füllhahn mit genügender lichter 

Weite erſetzt werden. 

2. Von der Einhaltung der Beſtimmung des § 3 Abſ. 1 a. a. O. kann abgeſehen 
werden, wenn der um den Keſſelmantel gelegte elektriſche Heizring beim Herab⸗ 
ſinken des Waſſerſtandes unter die Höhe des Heizringes ſtromlos wird. 

Der niedrigſte Waſſerſtand kann durch einen Zeiger kenntlich gemacht werden. 

Für das Rohranſchlußſtück wird Temperguß zugelaſſen. 

. Bon der Anbringung eines Kontrollflanſches kann abgeſehen werden, wenn 
eine Einrichtung für den behelfsmäßigen Anſchluß des Kontrollmanometers 
vorgeſehen wird. 

6. Statt der vorgeſchriebenen regelmäßigen Unterſuchungen iſt der Keſſel alle 
vier Jahre einer Waſſerdruckprobe verbunden mit äußerer Unterſuchung zu 
unterziehen, wofür jeweils Gebühren in halber Höhe der Sätze für bewegliche 
Keſſel zu erheben ſind. 

7. Der Keſſel gilt hinſichtlich des Aufſtellungsortes als beweglicher Keſſel. 

Dieſe Genehmigung knüpfe ich an folgende Bedingungen: 

1. Das Produkt aus der Heizfläche in Quadratmetern und der Dampfſpannung 
in Atmoſphären Überdruck darf die Zahl 2 nicht überſteigen. 

2. Die Dampferzeuger unterliegen der Genehmigungspflicht und ſind vor der 
Verwendung der erſten Waſſerdruckprobe mit dem zweifachen Betrage des 
Betriebsdruckes und der Abnahmeprüfung zu unterziehen. 

3. Der Keſſel iſt mit einem zuverläſſigen Sicherheitsventil (Federventil) auszu⸗ 
rüſten, deſſen Größe nach dem durch Verſuche feſtgeſtellten Höchſtmaß der 
Dampfbildung zu bemeſſen iſt. 

4. Soweit autogene Schweißarbeiten an den Apparaten ausgeführt werden, ſind 
die neuen Beſtimmungen der Bauvorſchriften für Landdampfkeſſel über das 
Schweißen von Keſſeln, die demnächſt im Reichsanzeiger veröffentlicht werden, 
zu beachten. Der Dampfkeſſelüberwachungsverein zu Osnabrück hat die Aus- 
führung der Schweißarbeiten zu überwachen. 


J. A.: von Meyeren. 
An die Firma Gg. Willy Dümm, Bad Oeynhauſen i. W. 
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Abdruck überſende ich auf den Bericht vom 16. Auguſt d. J. — 368 J. G — zur 
Beachtung und erſuche den Dampfkeſſelüberwachungsverein zu Osnabrück im Sinne des 
letzten Abſatzes des Erlaſſes, der ihm unmittelbar überſandt wird, anzuweiſen. Abdrucke 
für die Gewerbeaufſichtsbeamten ſind beigefügt. 

Den beiliegenden Beſcheid erſuche ich der Firma Gg. Willy Dümm, Bad Oeyn⸗ 
haufen i. W. gegen Erhebung einer Verwaltungsgebühr von 50 R% zuzuſtellen. 


J. A.: von Meyeren. 
An den Herrn Regierungspräſidenten zu Minden. 


Abdruck überſende ich zur Beachtung. Abdrucke für die Gewerbeaufſichtsbeamten 
ſind beigefügt. Die Dampfkeſſelüberwachungsvereine ſind verſtändigt. 


J. A.: von Meyeren. 


An ſämtliche Herren Regierungspräſidenten (außer Minden) und den Herrn Polizei⸗ 
präſidenten zu Berlin. 


Abdruck überſende ich zur Beachtung. 
420 Abdrucke zur Verſtändigung der Mitgliedsvereine ſind beigefügt. 
J. A.: von Meyeren. 


An den Zentralverband der Preußiſchen Dampfkeſſelüberwachungsvereine zu Halle (Saale), 
Sebener Straße 177. 
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3. Arbeiterſchutz und Wohlfahrtspflege. 


Erl. d. M. f. H. vom 29. September 1926 Nr. III 9384, betr. Gemeinſchafts arbeit bei 
der Durchführung der Unfallverhütungsvorſchriften. 
Im Anſchluß an meinen Erlaß vom 8. Januar d. J. (SMBl. S. 25) überſende ich 
nachſtehende Abſchrift zur Verſtändigung der Gewerbeaufſichtsbeamten. Abdrucke meines 
heutigen Erlaſſes für dieſe Beamten ſind beigefügt. 


J. A.: von Meyeren. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten, hier. 


Abſchrift. 


Der Präſident der Reichsarbeitsverwaltung. 


(Abteilung Gewerbeauffſicht.) Berlin NW 40, den 13. September 1926. 
III 3320/96. 


Betrifft Gemeinſchaftsarbeit. 

„Die Richtlinien über die Gemeinſchaftsarbeit bei der Durchführung von Unfall- 
verhütungsvorſchriften — Anlage zum Erlaß des Herrn Reichsarbeitsminiſters III B. 6769 
vom 28. Dezember 1925 — ſind auf Veranlaſſung des Herrn Reichsarbeitsminiſters in 
folgenden Punkten zu ergänzen: 

1. Zuſatz zu Ziffer 2 Abſ. 2: 

„Für Berufsgenoſſenſchaften, die der Zuſtändigkeit eines Landes⸗ 
verſicherungsamts unterſtehen, tritt dieſes an die Stelle des Reichs- 
verſicherungsamts.“ 

2. Ziffer 4 Abſ. 1 iſt mit der Anmerkung zu verſehen: 

„Die auf Grund des § 139 b Abſ. 2 der Reichsgewerbeordnung von 
den Ländern getroffene Regelung der Zuſtändigkeitsverhältniſſe zwiſchen 
den Gewerbeaufſichtsbeamten und den Polizeibehörden wird durch die 
Beſtimmung nicht berührt.“ 


Unterſchrift. 


An die Sozialminiſterien der Länder, für Preußen Miniſterium für Handel und Gewerbe. 


4. Gewerbeaufſicht. 


Anordnung über die Annahme, Ausbildung und Prüfung von Gewerbeaufſichts⸗ 
beamten ohne techniſch⸗wiſſenſchaftliche Vorbildung. 


In Ergänzung des Erlaſſes, betreffend die Anſtellung von Regierungs- und Gewerbe⸗ 
räten und die Organiſation der Gewerbeinſpektion, vom 27. April 1891 (GS. S. 165) 
und der Vorbildungs⸗ und Prüfungsordnung für die Gewerbeaufſichtsbeamten vom 7. Sep⸗ 
tember 1897 wird folgendes angeordnet: 

1. Zu den im preußiſchen Gewerbeaufſichtsdienſt beſchäftigten Beamten mit techniſch⸗ 
wiſſenſchaftlicher Vorbildung treten Beamte ohne wiſſenſchaftliche Vorbildung als Beamte 
des mittleren Gewerbeaufſichtsdienſtes hinzu. Dieſen Beamten ſtehen bei der Wahrnehmung 
des Gewerbeaufſichtsdienſtes in gleichem Umfange wie den wiſſenſchaftkich vorgebildeten 
Beamten die Befugniſſe aus § 139 b der Reichsgewerbeordnung zu. Ihr Tätigkeitsgebiet und 
ihre Stellung zu den übrigen Gewerbeaufſichtsbeamten werden durch eine vom Miniſter für 
Handel und Gewerbe zu erlaſſende Dienſtanweiſung geregelt. 

2. Zur Annahme als Anwärter für den mittleren Gewerbeaufſichtsdienſt ſind ein 
Lebensalter von mindeſtens 25 Jahren, der Nachweis einer ausreichenden allgemeinen 
Bildung, einer längeren, in der Regel mindeſtens zehnjährigen praktiſchen Tätigkeit 
in einem gewerblichen Betriebe oder in einem Handelsgeſchäft und der für den Beruf 
eines Gewerbeaufſichtsbeamten notwendigen Vorkenntniſſe auf techniſchem, wirtſchaftlichem 
und ſozialem Gebiete ſowie das Beſtehen einer Prüfung (Annahmeprüfung) erforderlich. 

Geſuche um Annahme ſind an den Miniſter für Handel und Gewerbe zu richten 
unter Beifügung einer ſelbſt verfertigten und ſelbſt geſchriebenen Darſtellung des Lebens- 
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laufes, eines amtsärztlichen Zeugniſſes über den Geſundheitszuſtand und die hiernach zu 
erwartende Eignung für die beſonderen Aufgaben des Gewerbeaufſichtsdienſtes, ferner der 
Schulabgangszeugniſſe ſowie der Dienſt⸗ und Führungszeugniſſe für die Zeit nach dem 
Verlaſſen der Schule. 


3. Sofern Bedenken gegen die Annahme nicht beſtehen und das Bedürfnis vorliegt, 
wird der Bewerber oder die Bewerberin zur Annahmeprüfung zugelaſſen. Die An⸗ 
nahmeprüfung iſt vor dem Regierungs⸗ und Gewerberat abzulegen, in deſſen Bezirk der 
Eintritt in den Vorbereitungsdienſt erfolgen ſoll. Bei der Prüfung hat der Bewerber oder 
die Bewerberin nachzuweiſen 

a) die Fähigkeit zu ſchriftlicher, in bezug auf Rechtſchreibung und Ausdrucks- 
weiſe einwandfreier, kurzer und klarer Darlegung von Wahrnehmungen und 
Mitteilungen über einfachere Vorgänge des gewerblichen Lebens ſowie zur Lö— 
ſung von Rechenaufgaben in den vier Grundrechnungsarten und der einfachen 
Verhältnisrechnung, ferner 

b) die grundlegende Kenntnis der Reichs- und Landesverfaſſung, Zuſtändigkeit der 
wichtigſten Behörden ſowie der hauptſächlichſten ſozialpolitiſchen und gewerbe— 
rechtlichen Geſetze und Verordnungen. 


4. Bewerber, welche die Annahmeprüfung beſtanden haben, werden als Gewerbe— 
kontrolleure oder Gewerbekontrolleurinnen in den Vorbereitungsdienſt aufgenommen und 
einem Gewerbeaufſichtsamt zur Ausbildung überwieſen. Der Vorbereitungsdienſt dauert 
drei Jahre. Während des Vorbereitungsdienſtes ſollen die Auszubildenden einen Einblick in 
die hauptſächlichſten Tätigkeitsgebiete des Gewerbeaufſichtsdienſtes gewinnen, ſich auch, ſo— 
weit es für den Gewerbeaufſichtsdienſt erforderlich iſt, mit dem Bürodienſt vertraut machen. 
Die Auszubildenden ſollen dabei Gelegenheit haben, zu zeigen, ob ſie für den Gewerbeauf— 
ſichtsdienſt Geſchick und Verſtändnis beſitzen und befähigt ſind, ſich die für dieſen Dienſt 
notwendigen Kenntniſſe zu erwerben. Eine Überweiſung der Auszubildenden an andere 
Dienſtſtellen oder ihre Beteiligung an allgemeinen Lehrgängen bleibt vorbehalten. 


5. Erweiſt ſich ein Gewerbekontrolleur oder eine Gewerbekontrolleurin wegen körper 
licher Mängel, fortdauernden Mangels an Fleiß oder Intereſſe am Dienſt oder wegen tadel⸗ 
hafter Führung für den Gewerbeaufſichtsdienſt ungeeignet, ſo kann der Miniſter für Handel 
und Gewerbe die Ausſchließung vom Vorbereitungsdienſt verfügen. 


6. Nach erfolgreicher Beendigung des Vorbereitungsdienſtes kann der Gewerbefontrof- 
leur oder die Gewerbekontrolleurin vom Miniſter für Handel und Gewerbe zur An— 
ſtellungsprüfung zugelaſſen werden. Die Prüfung wird vor einem Prüfungsausſchuß 
abgelegt, der ſich aus einem Regierungs- und Gewerberat als Vorſitzendem, einem für den 
höheren Verwaltungsdienſt befähigten Beamten der Regierung, einem Gewerberat und je 
einem männlichen und weiblichen mittleren Gewerbeaufſichtsbeamten zuſammenſetzt. In 
der Regel ſoll auch der für den Sitz des Prüfungsausſchuſſes zuſtändige Gewerbemedi— 
zinalrat dem Ausſchuſſe als Mitglied angehören. Die Mitglieder des Ausſchuſſes werden 
vom Miniſter für Handel und Gewerbe ernannt. Durch die Prüfung ſoll ermittelt wer⸗ 
den, ob der Prüfling nach dem Stand ſeiner allgemeinen Bildung und ſeiner Berufsaus⸗ 
bildung die Befähigung beſitzt, als mittlerer Gewerbeaufſichtsbeamter tätig zu ſein. Bei 
der Prüfung iſt auf das beſondere Tätigkeitsgebiet und die Vorbildung des Prüflings Rück— 
ſicht zu nehmen. Die Prüfung ſetzt ſich zuſammen aus einem ſchriftlichen und einem 
mündlichen Teil. 

Die ſchriftliche Prüfung beſteht in der Anfertigung von drei ſchriftlichen Arbeiten 
aus dem Aufgabengebiete der Gewerbeaufſicht. Zwei Arbeiten ſollen innerhalb einer vom 
Prüfungsausſchuß feſtzuſetzenden Friſt unter Aufſicht angefertigt werden; die Benutzung 
anderer als der ausdrücklich zugelaſſenen Hilfsmittel iſt dabei nicht erlaubt. Wird hier— 
gegen verſtoßen, ſo gilt die Prüfung als nicht beſtanden. Für die dritte Aufgabe, die der Prüf⸗ 
ling am Dienſtorte innerhalb einer zweiwöchigen Friſt zu löſen hat, können beliebige 
Hilfsmittel benutzt werden, die aber vom Prüfling mit der ſchriftlichen Verſicherung anzu— 
geben ſind, die Arbeit allein und ohne fremde Hilfe angefertigt zu haben. 

Erachtet der Prüfungsausſchuß die ſchriftlichen Arbeiten für ungenügend, ſo wird der 
Prüfling ohne mündliche Prüfung zurückgewieſen. Werden die ſchriftlichen Arbeiten als 
genügend erachtet, ſo findet vor dem Prüfungsausſchuß die mündliche Prüfung ſtatt. In 
ihr ſoll ſich der Prüfling über Kenntniſſe und Urteilsvermögen ausweiſen und Gelegen— 
heit haben, zu Fragen Stellung zu nehmen, wie ſie bei Ausübung des Dienſtes an die 
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Gewerbeaufſichtsbeamten herantreten. Jusbeſoudere ift — wie bei der ſchriftlichen Prüfung 
— der Nachweis genügender Kenntniſſe auf dem geſamten Gebiete des Arbeiter- und An— 
geſtelltenrechtes, der Arbeiterverſicherung und des Tarifweſens, der Grundzüge der Reichs⸗ 
und Landesverfaſſung, des Beamtenrechts, der Organiſation der Landesverwaltung, ſo⸗ 
wie in den Fragen der Unfallverhütung und der gewerblichen Geſundheitslehre, des Nach⸗ 
barſchutzes und im praktiſchen Gewerbeaufſichtsdienſte zu erbringen. Bei weiblichen Prüf⸗ 
lingen tritt an die Stelle des Nachbarſchutzes das Gebiet des Frauen-, Jugendlichen- und 
Kinderſchutzes und der ſoizalen Fürſorge. 

Nach Abſchluß der Prüfung hat der Prüfungsausſchuß ein Geſamturteil darüber ab⸗ 
zugeben, ob die Prüfung mit Auszeichnung (1), gut (2), genügend (3) oder nicht beſtau— 
den iſt. Iſt die Prüfung nicht beſtanden, ſo beſtimmt der Ausſchuß eine Friſt, vor deren 
Ablauf ſich der Prüfling nicht zur Wiederholung der Prüfung melden darf. Die Friſt joll 
in der Regel nicht weniger als drei Monate betragen. 

Wird die Prüfung zweimal nicht beſtanden, ſo wird ſie nicht wieder aufgenommen. 

7. Gewerbekontrolleure oder Gewerbekontrolleurinnen, welche die Prüfung beſtanden 
haben, können vom Miniſter für Handel und Gewerbe zu Gewerbeoberkontrolleuren oder Ge— 
werbeoberkontrolleurinnen ernannt werden, ſoweit offene Stellen vorhanden ſind. 

8. Gewerbekontrolleure und Gewerbekontrolleurinnen, welche die Prüfung nicht be— 
ſtanden haben, ſind aus dem Gewerbeaufſichtsdienſte zu entlaſſen. Ausnahmsweiſe können 
die gegenwärtig bereits ſeit läugerer Zeit im Dienſt befindlichen Gewerbekontrolleure und 
Gewerbekontrolleurinnen (Gewerbepflegerinnen) bei ſonſtiger praktiſcher Bewährung im Ge- 
werbeaufſichtsdienſte weiter beſchäftigt werden, haben aber keine Anwartſchaft auf die den 
geprüften Beamten vorbehaltenen Aufrückungsſtellen. 


Die vorſtehende Anordnung über die Annahme, Ausbildung und Prüfung von Ge— 
werbeaufſichtsbeamten ohne techniſch-wiſſenſchaftliche Vorbildung hat am 5. Oktober 1926 
die Zuſtimmung des Staatsminiſteriums gefunden und wird hiermit zur öffentlichen 
Kenntnis gebracht. 

Der Erlaß einer Ausführungsanweiſung bleibt vorbehalten. 


Berlin, den 16. Oktober 1926. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Dr. Schreiber. 


5. Verkehrs angelegenheiten. 


Erl. d. M. f. 5H. vom 17. September 1926 Nr. V 10927 M. f. H., IVa III 2399 M. d. J., 
betr. Kraftfahrlinien innerhalb der Städte. 


Wenn auf Grund der 88 5 und 6 des preußiſchen Geſetzes über die Polizeiverwaltung 
vom 11. März 1850, der §8 143 und 144 des preußiſchen Geſetzes über die allgemeine 
Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 und des 8 37 der Reichsgewerbeordnung Polizei⸗ 
verordnungen erlaſſen ſind, durch welche die Einrichtung von Kraftfahrlinien innerhalb des 
Stadtgebiets von der Genehmigung der Ortspolizeibehörde abhängig gemacht iſt, ſo iſt 
auch die Deutſche Reichsbahn⸗Geſellſchaft bei Einrichtung derartiger Linien zur Einholung 
der Genehmigung verpflichtet. Wir erſuchen, die Ihnen unterſtellten Polizeibehörden hierauf 
aufmerkſam zu machen. 

Für Kraftfahrlinien der Deutſchen Reichsbahn⸗Geſellſchaft, die über die Grenzen eines 
Gemeindebezirks hinausgehen, gelten die Beſtimmungen des Kraftfahrliniengeſetzes vom 
26. Auguſt 1925. Auf unſeren Runderlaß vom 28. November 1925 — Va 9920 M. f. H., 
IVa III 774 M. d. J. — nehmen wir Bezug. g 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Der Miniſter des Innern. 
J. A.: Jaques. J. A.: von Leyden. 


An ſämtliche Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin, 
nachrichtlich 
an den Herrn Verbandspräſidenten des Siedlungsverbandes Ruhrkohlenbezirk in Eſſen. 
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Erl. d. M. f. H. u. d. M. d. J. vom 6, Oktober 1926 Nr. V 12143 u. II M 33 Nr. 1711, 
betr. Benutzung von Laſtkraftwagen zur Perſonenbeförderung. 


Von einer höheren Verwaltungsbehörde iſt die Frage aufgeworfen worden, ob die Be— 
nutzung von Laſtkraftvagen zur Beförderung von Perſonen geſtattet werden könne. 

Wir bemerken hierzu im Einvernehmen mit dem Reichsverkehrsminiſterium und dem 
Reichsfinanzminiſterium folgendes: 

Der Verwendungszweck eines Kraftwagens (Perſonen- oder Laſtenbeförderung) wird 
ſich im allgemeinen aus Bauart und Einrichtung des Fahrzeuges ergeben. Perſonen- und 
Laſtenbeförderung wird als Beſtimmung des Kraftwagens in die Zulaſſungsbeſcheinigung 
und in die Liſte der zugelaſſenen Kraftfahrzeuge dann einzutragen fein, wenn das Fahr- 
zeug ebenſogut dem Perſonen- wie dem Güterverkehr zu dienen objektiv geeignet iſt, ſei 
Es, daß es für beide eingerichtet iſt oder doch auf leichte Weiſe für den einen oder anderen 
Zweck, z. B. durch Einhängen von Sitzen, hergerichtet werden kann. Für die gelegentliche 
Benutzung eines Laſtkraftwagens zur Perſonenbeförderung iſt eine verkehrspolizeiliche Ge⸗ 
nehmigung nicht erforderlich. Auch kommt eine Anwendung des Steuerſatzes für Per⸗ 
ſonenkraftwagen auf Laſtkraftwagen in techniſchem Sinne, wenn dieſe einmal zur Perſonen— 
beförderung benutzt werden, nicht in Frage, ſolange der Charakter des Fahrzeuges als 
eines Laſtwagens nach ſeiner Bauart und hauptſächlichen Verwendung erhalten bleibt. Wird 
ein Laſtkraftwagen häufiger zur Perſonenbeförderung benutzt, ſo liegt die Vermutung nahe, 
daß das Fahrzeug leicht für den einen oder anderen Zweck hergerichtet werden kann; es 
iſt in einem ſolchen Falle nachzuprüfen, ob es nach ſeiner objektiven Beſchaffenheit für Per⸗ 
jonen⸗ und Laſtenbeförderung beſtimmt iſt, wobei dann für die Bemeſſung der Steuer 
der ſteuerlich höherwertige Zweck den Ausſchlag gibt. 


V. Gewerbliche Unterrichts angelegenheiten. 


Allgemeine Angelegenheiten. 


Erl. d. M. f. H. vom 24. September 1926 Nr. IV 14 836, betr. Einrichtung von Fach⸗ 
abteilungen mit geordneten Lehrplänen und Abſchlußprüfungen an den Handwerker⸗ 
und Kunſtgewerbeſchulen. 


Als Anlagen überſende ich Ihnen (dem Provinzial⸗Schulkollegium) die von mir heute 
erlaſſenen Vorſchriften über die Einrichtung von Fachabteilungen mit geordneten Lehrplänen 
und Abſchlußprüfungen an den Handwerker- und Kunſtgewerbeſchulen nebſt Rahmenlehr⸗ 
plänen und Prüfungsordnung für die Abſchlußprüfungen. 

Die Vorſchriften ſind nach längerem und eingehendem Meinungsaustauſch mit den 
Regierungs⸗ und Gewerbeſchulräten und den Direktoren ausgearbeitet worden, jo daß ich 
auf williges Verſtändnis bei der Durchführung rechne. 

Die Veranſtaltung von Abſchlußprüfungen und die Erteilung von Abſchlußzeugniſſen 
darf in Zukunft nur noch nach Maßgabe der Vorſchriften erfolgen, ſetzt alſo das Beſtehen 
von Fachabteilungen mit geordneten Lehrplänen voraus. Wo dieſe Vorausſetzung nicht 
erfüllt iſt, dürfen nur Beſuchsbeſcheinigungen, in denen auch Außerungen über Fleiß, 
Führung und Schulbeſuch aufgenommen werden können, erteilt werden. In der Beſuchs⸗ 
beſcheinigung iſt augenfällig darauf hinzuweiſen, daß die ordnungsmäßige Abſchlußprüfung 
nicht abgelegt worden iſt. 

Späteſtens vom Beginn des Schuljahres 1927 ab ſind an allen ſtaatlichen und 
ſtaatlich unterſtützten Handwerker⸗ und Kunſtgewerbeſchulen Fachabteilungen mit geordnetem 
Lehrplan einzurichten, ſoweit dafür die Einrichtungen und geeignete Lehrkräfte vorhanden 
ſind. Die Schulleiter haben Ihnen (dem Provinzial⸗Schulkollegium) Vorſchläge einzureichen, 
für welche Berufe ſolche Fachabteilungen eingerichtet werden ſollen. Dieſe Vorſchläge ſind 
mir mit einer gutachtlichen Außerung vorzulegen. Die Entſcheidung darüber behalte ich 
mir vor. 


* BE 
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Den Berichten hierüber ſehe ich bis zum 31. Dezember d. J. entgegen.. .. Abdrucke 
dieſes Erlaſſes und ſeiner Anlagen ſind beigefügt. Die Muſter zu den Abſchlußzeugniſſen 
(8 10 der Prüfungsordnung) folgen ſpäter. 

J. V.: Dönhoff. 


An die beteiligten Herren Regierungspräſidenten und das Provinzial⸗Schulkollegium 
— Abteilung III — Berlin⸗Lichterfelde. 


Vorſchriften 


über die 


Einrichtung von Fachabteilungen mit geordneten Lehrplänen und Abſchluß⸗ 
prüfungen an den Handwerker- und Kunſtgewerbeſchulen. 


Allgemeines. 


Die Fachabteilungen mit geordneten Lehrplänen und Abſchlußprüfungen haben die 
Aufgabe, künſtleriſch, techniſch und geſchäftlich gut geſchulte Hilfskräfte (Entwerfer, Zeichner, 
Werkſtattleiter, Werkführer, Verkäufer uſw.) für das jeweils in Betracht kommende Gebiet 
des Kunſtgewerbes planmäßig auszubilden. 

Der Lehrgang einer Fachabteilung mit geordneten Lehrplänen und Abſchlußprüfung 
erſtreckt ſich über eine Zeitdauer von 6 Halbjahren mit mindeſtens 44 Wochenſtunden. Er 
wird durch eine Prüfung abgeſchloſſen, für welche eine beſondere Ordnung aufgeſtellt iſt. 
Über das Ergebnis der Prüfung wird ein Zeugnis (Abſchlußzeugnis) ausgeſtellt. 

Neben den Schülern, die den geordneten Ausbildungsgang durchlaufen (ordentlichen 
Schülern), kann jede Schule als „Gaſtſchüler“ ſolche Schüler aufnehmen, die das Abſchluß⸗ 
zeugnis nicht erſtreben. 

Schüler von Kunſtgewerbeſchulen, die die Abſchlußprüfung abzulegen wünſchen, haben 
in der Regel die Fachabteilung der betreffenden Schule während der vorgeſchriebenen Zeit 
zu beſuchen. Die an der Fachabteilung einer anderen Kunſtgewerbeſchule verbrachte Zeit 
kann angerechnet werden. Über das Maß der Anrechnung entſcheidet der Direktor von 
Fall zu Fall. 

Den Schulen bleibt überlaſſen, zur Vermittlung einer über das Ziel der Abſchluß⸗ 
prüfung hinausgehenden künſtleriſchen Bildung höhere Berufsklaſſen (Meiſterklaſſen) einzu⸗ 
richten. Aufnahmefähig ſind nur ſolche Schüler, die die Abſchlußprüfung beſtanden haben 
(Meiſterſchüler). Ausnahmen ſind bei hervorragend Begabten zuläſſig. Die Erlaubnis 
dazu iſt in jedem Einzelfalle bei dem Miniſter für Handel und Gewerbe durch Vermittlung 
des Schulleiters zu beantragen. 

Aufnahmebedingungen. 

Zur Aufnahme in eine Fachabteilung mit geordnetem Lehrplan iſt erforderlich: 

1. das vollendete 16. Lebensjahr, 

2. die Beherrſchung des Lehrſtoffes einer mehrklaſſigen Volksſchule ſowie der 
Kenntniſſe oder Fertigkeiten, die eine fachlich gegliederte gewerbliche Berufsſchule 
mit ſechs Wochenſtunden in zwei Jahren vermittelt. Durch eine Aufnahmeprüfung, 
die ſich auf Berufskunde mit deutſchem Schriftverkehr, Rechnen und Zeichnen 
erſtreckt, ſind dieſe Kenntniſſe nachzuweiſen. Schüler mit Oberſekundareife ſind 
von der Aufnahmeprüfung in Deutſch und Rechnen befreit, 

3. eine vorherige handwerksmäßige Tätigkeit von mindeſtens zwei Jahren. Schüler 
mit guter Schulbildung können ausnahmsweiſe aufgenommen werden, wenn ſie 
wenigſtens ein Jahr praktiſch gearbeitet haben, 

4. ausreichende Fertigkeit im Freihand⸗ und Zirkelzeichnen. 

Wer die Aufnahmebedingungen nicht erfüllt, kann auf Befinden des Direktors zunächſt 
in eine Vorklaſſe aufgenommen werden. 


Beginn des Unterrichts. 


Die Aufnahme der ordentlichen Schüler in die Fachabteilungen mit geordneten Lehr⸗ 
plänen erfolgt zu Oſtern und zu Michaelis jedes Jahres. Die Abſchlußprüfungen finden 
ebenfalls in der Regel zweimal im Jahre ſtatt. 


309 


Lehrpläne und Abſchlußprüfung. 

Die geordneten Lehrpläne der Fachabteilungen (Anlage 1) ſind als Rahmen⸗Lehrpläne 
aufzufaſſen. Es bleibt der Schulleitung überlaſſen, in Anpaſſung an die beſonderen Ver⸗ 
hältniſſe der Schule den Lehrſtoff anders zu verteilen. Insbeſondere können verſchiedene 
der in der ungefähren Stundenverteilung aufgeführten Unterrichtsgegenſtände zuſammen⸗ 
gelegt und für allgemeine Fächer und Nebenfächer Sammelklaſſen gebildet werden. Hierbei 
darf jedoch das Stundenverhältnis der zeichneriſchen zu den allgemeinbildenden Fächern 
nicht weſentlich verſchoben werden. 

Eine Ordnung für die Abſchlußprüfung iſt als Anlage 2 beigefügt. 


Aulage 1. 
Rahmen⸗Lehrplan für Innenarchitekten. 


Lehrziel: Befähigung, Werkzeichnungen ſachgemäß anzufertigen, Möbel und ganze 
Raumausſtattungen zu entwerfen und in den verſchiedenſten Techniken darzuſtellen. Aus⸗ 
reichende Kenntniſſe in der Werkſtoff⸗ und Fachkunde, Geſchäftskunde, Staats bürgerkunde 
und Geſetzeskunde. 

Lehrſtoff: Fachzeichnen, Hilfsfächer des Fachzeichnens, freies Zeichnen, Schrift⸗ 
zeichnen, Entwerfen und Darſtellung von Möbeln und Innenräumen, Aufnahme hiſtoriſcher 
Möbel, Entwicklungsgeſchichte der Kunſtformen, Kunſtgeſchichte, Werkſtoff⸗ und Fachkunde, 
Werkzeug⸗ und Maſchinenlehre des Tiſchlers, Geſchäftsbriefwechſel, Buchführung, Kalkulation, 
Staatsbürgerkunde, Geſetzeskunde, Werkſtattarbeit. 


Ungefähre Stundenverteilung. 


Zahl der wöchentlichen Pflichtſtunden 
im Semeſter 


fl. 9. 8. . 5. 6. 


Lehrgegenſtand 


Tiſchlermäßiges Fachzeichnen 
Hilfsfächer des Zeichnens: Darftelende Geometrie, 
Schattenlehre, n 4 4 
Freies Zeichnen . . ee 4 4 
Schriftzeichnen 1 
Entwerfen von Möbeln und Einrichtungsgegenſtänden == 
Maleriſche Darſtellung von Möbeln und Einric- 
tungsgegenſtänden in verſchiedenen n N 
Entwerfen von Innenräumen — — — — 8 
Maleriſche Darſtellung von Innenräumen in ver⸗ | 
ſchiedenen Techniken 5 
Aufnahme hiſtoriſcher f 4 4 4 4 4 | 
Entwicklungsgeſchichte der Kunſtformen, Kunſt⸗ 
geſchichte S N 1 
Werkſtoff⸗ und Fachkunde . . e 1 
Maſchinenkunde des Tiſchleeszz 4 — — — — 
Geſchäftskunde 57 be SR 2 2 a 2 
Staatsbürgerkunde, Gefepestunde r 2 2 1 il 
Werkſtattarbeit 3 ee: 6 6 6 6 


2 


S 


— 
— 


Zuſammen 44 44 44 44 u 44 


Rahmen⸗Lehrplan für Modelleure und Bildhauer. 
Lehrziel: Entwicklung des plaſtiſchen Gefühls, Fertigkeit im Modellieren in Ton 
und Wachs, gute Kenntniſſe in der Marmor- und Steinbearbeitung, im Holzſchnitzen, im 
Ziſelieren, in der Baukeramik und in der Betonbearbeitung. Ausreichende Kenntniſſe in 
der Geſchäftskunde, Staatsbürgerkunde und Geſetzeskunde. 


TER 
Lehrſtoff: Modellieren, Pflanzen- und Tierſtudien, Aktmodellieren, Freihand⸗ und 
Schriftzeichnen, Abgießen und Vervielfältigungen, hiſtoriſche Ornamentſtudien, Entwicklungs⸗ 
geſchichte der Kunſtformen, Kunſtgeſchichte, Geſchäftsbriefwechſel, Buchführung, Kalkulation, 
Staatsbürgerkunde, Geſetzeskunde, Ausführung von bildhaueriſchen Entwürfen in Stein, 
Holz und anderen Materialien. 


Ungefähre Stundenverteilung. 


Zahl der wöchentlichen Pflichtſtunden 
im Semeſter 


Lehrgegenſtand 


1 2. n 
1 | 
Modellieren n | 20 20 20 20 24 | 24 
Pflanzen⸗ und Tierzeichnen i ale 4 4 4 4 — — 
Aktmodellieren „ | — 4 4 4 4 
Freihand⸗ und Schrift zeichnen. 4 4 — — 
Abgießen und Vervielfältigen ene 4 3 
Hiſtoriſche Ornamentſtudien . — — 4 4 4 4 
Entwicklungsgeſchichte der Kunftjormen, Kunftgeiichte l 1 1 | 1 1 
Geſchäftskunde . 5 1 1 il 1 1 1 
Staatsbürgerkunde, Geſetzeskunde u 2 2 1 e 1 
Ausführung von bildhaueriſchen Entwürfen in Stein, | | | | 
Holz und anderen Materialien . , 8 2 9 9 | 9 
A 2 eee e e eee 


Rahmen⸗Lehrplan für Dekorationsmaler. 


Lehrziel: Verfeinertes Farbenempfinden und Sicherheit, Farben gegeneinander 
geſchmackvoll abzuſtimmen, Fertigkeit in der farbigen Behandlung ganzer Räume, Gewandt⸗ 
heit in der farbigen Darſtellung auszumalender Räume, gründliche Kenntnis aller Mal⸗ 
mittel und Maltechniken, ausreichende Kenntniſſe in der Geſchäftskunde, Staatsbürgerkunde 
und Geſetzeskunde. 


Lehrſtoff: Fachzeichnen und Malen, darſtellende Geometrie, Schattenlehre, Per⸗ 
ſpektive, Zeichnen von Naturformen, Aktzeichnen, Entwurf und Darſtellung ganzer Räume, 
Aufnahme hiſtoriſcher Ornamente, Materiallehre, chemiſche und techniſche Farbenkunde, 
Maltechniken, Entwicklungsgeſchichte der Kunſtformen, Kunſtgeſchichte, Geſchäftsbriefwechſel, 
Buchführung, Kalkulation, Staatsbürgerkunde, Geſetzeskunde. 


Ungefähre Stundenverteilung. 


Zahl der wöchentlichen Pflichtſtunden 


Lehrgegenſtand im Semeſter 
1. 

Fachzeichnen und Maln 20 | 20 %% 24 
Schriftzeichnen „ ee ET / — 
Zeichnen von Naturformen ! 4ʒ4 AlI—|—- | —— 
Hilfsfächer: Darſtellende Geometrie, Schateenlebre, | | 

Beripeftive. . . 2 2 
Aktzeichnen — EEE 4 4 4 
Entwurf und Perspektiven, Darſtellung farbiger Räume — — . 6 6 6 
Aufnahme hiſtoriſcher Ornamente 4 1 4 4 4 
Materiallehre, chemiſche und techniſche Farbkunde, 

Maltechniken 4 I 2 2 
Entwicklungsgeſchichte der Kunſtformen, Kunftgeiiche 2 2 el) Fre. 1 il 
Geſchäftskunde h 7 2 2 2 2 2 
Staatsbürgerkunde, Geſetzeskunde g Ve 2 2a 1 1 

Zuſammen 44 44 44 44 44 4 
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Rahmen⸗Lehrplan für Werbegraphiker. 


Lehrziel: Gründliche Kenntnis der graphiſchen Techniken und Materialien und 
ihrer inneren Beziehungen zum modernen Werbeweſen und damit zum werkgerechten 
e Ausreichende Kenntniſſe in der Geſchäftskunde, Staatsbürgerkunde und Geſetzes⸗ 
unde. 

Lehrſtoff: Lineares⸗, Geometriſches⸗, Perſpektiviſches⸗ und Projektionszeichnen, 
Naturſtudium, Gegenſtändliches Zeichnen, Figürliches Zeichnen, Geſtaltungsüͤbungen, Schrift, 
Werbegraphik, Hochdruck, Flachdruck, Tiefdruck, Photographie, Chemiegraphie, Werbelehre, 
Geſchäftsbriefwechſel, Buchführung, Kalkulation, Staats bürgerkunde, Geſetzeskunde. 


Ungefähre Stunden verteilung. 


Zahl der wöchentlichen Pflichtſtunden 
im Semeſter 


F 


Lehrgegenſtand 


| 
Vorbereitende Klaſſen | | | 
Lineares⸗, Geometriſches⸗, Perſpektiviſches⸗ und Pro⸗ 


jektions zeichnen 8 8 4 4.— — 
Naturſtudium 12 12 4 4 3 3 
Geſtaltungsübungen 6 6 — 5 
Bis rl 16 16 8 8s — — 
Fachklaſſe | 
Werbegraphik r — — 8 8 28 
Werkſtätten | | 
Hochdruck: Setzerei und Buhdruderii . . . ». :| = — 6 6 — — 
Flachdruck: Lithographie, Steindruck, Gummidruck — — 6 6 — — 
„ t ale Ze 5 3 = 
c eh 5 — — — 
ee EL een? % N le a  Alr F 5 3 3 
Ergänzungsunterricht 
Geſchäftskunde W N le — 2 2 % 
I ec helle er | = 4 4 
Staatsbürgerkunde, Gefegesfunde . -. -. » [2 2 r IR il 
Zuſammen [ 44| 44 44 44 44 44 
Pflichtkurſe: In den Sommerferien praktiſche Tätigkeit in Induſtriewerkſtätten. 
Anlage 2. 
Prüfungsordnung 
für die 


Abſchlußprüfungen an Handwerker- und Kunſtgewerbeſchulen. 


Sn 
Zweck der Prüfung ift, darzutun, daß der Prüfling eine abgerundete techniſche, künſt⸗ 
leriſche und berufliche Ausbildung in ſeinem Fach erlangt hat. 


8 2. 
Die Abgangsprüfung wird von einem Prüfungsausſchuß abgenommen, dem an⸗ 
gehören: 
1. der zuſtändige Regierungs⸗ und Gewerbeſchulrat als Vorſitzender, 
2. ein Vertreter des Magiſtrats (Oberbürgermeiſters), 
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3. ein vom Magiſtrat (Oberbürgermeiſter) bei ſtaatlichen Anſtalten vom Regierungs⸗ 
präſidenten zu ernennender Vertreter desjenigen kunſthandwerklichen Berufes, 
dem der Prüfling angehört. Er iſt nach Möglichkeit aus dem Schulkuratorium 
zu wählen, 

4. der Direktor der Schule, der den Vorſitzenden im Verhinderungsfalle vertritt, 

5. die hauptamtlichen Lehrer der jeweiligen Fachabteilung unter Zuziehung der 
nebenamtlichen Lehrer, die an der Ausbildung des Prüflings beteiligt waren. 

Die Abſtimmungen im Prüfungsausſchuß erfolgen nach einfacher Mehrheit. Bei Stimmen⸗ 
gleichheit entſcheidet die Stimme des Vorſitzenden. Die Mitglieder des Prüfungsaus⸗ 
ſchuſſes haben die Pflicht der Amtsverſchwiegenheit. 


8 3 

Zugelaſſen zu den Prüfungen werden: ordentliche Schüler, wenn ſie den ganzen 
Lehrgang einer Fachabteilung mit geordneten Lehrplänen regelmäßig beſucht haben. 

Schülern, die eine Fachabteilung mit geordnetem Lehrplan einer anderen Kunſt⸗ 
gewerbeſchule beſucht haben, kann ihre Vorbildung nach Maßgabe der vorgelegten Zeugniſſe 
und Arbeiten nach Befinden des Direktors angerechnet werden. 

Geſuche um Zulaſſung zur Prüfung ſind dem Direktor vier Wochen vor Beginn der 
Klauſuren einzureichen unter Vorlage eines Lebenslaufes, der den Bildungsgang erſchöpfend 
behandelt, nebſt beglaubigten Zeugnisabſchriften. Über die Zulaſſung entſcheidet der 
Direktor zuſammen mit der Konferenz der an der betreffenden Fachabteilung tätigen Fach⸗ 
lehrer. Bei Stimmengleichheit entſcheidet der Direktor. Es iſt dem Schüler freigeſtellt, 
zugleich mit dem Geſuch um Zulaſſung eine Aufgabe aus einem Hauptfach zu bezeichnen, 
in welchem er bei der Prüfung ſeine beſondere Leiſtungsfähigkeit erweiſen will. 

In beſonderen Ausnahmefällen können mit Genehmigung des Miniſters für Handel 
und Gewerbe begabte und fleißige Gaſtſchüler zur Ablegung der Prüfung zugelaſſen werden. 
Sie müſſen bei der Meldung nachweiſen, auf welche Weiſe ſie bemüht geweſen ſind, die 
Kenntniſſe zu erwerben, welche ſonſt der ordnungsgemäße Lehrgang vermittelt und müſſen 
jedenfalls mindeſtens das letzte halbe Jahr die in Frage kommende Fachabteilung regel⸗ 
mäßig beſuchen. Der Direktor legt mindeſtens vier Wochen vor dem Prüfungstermin das 
Geſuch um Zulaſſung dem Miniſter für Handel und Gewerbe mit ſeinem Gutachten auf 
dem Dienſtwege zur Entſcheidung vor. 


8 4. 


Die Abſchlußprüfung beſteht aus 3 Teilen: 
1. der Anfertigung von Entwurfsſkizzen, 
2. der auf Grund dieſer Entwurfsſkizzen ausgeführten Arbeiten, 
3. der ſchriftlichen und mündlichen Prüfung. 

Für die einzelnen Arbeiten ſind die Ausführungszeiten aufeinanderfolgend ſo feſt⸗ 
zuſetzen, daß der Tag der mündlichen Prüfung den Abſchluß bildet. Die mündliche 
Prüfung ſoll früheſtens acht Tage, aber ſpäteſtens zwölf Tage nach der ſchriftlichen 
ſtattfinden. 


825 

Der Prüfungsausſchuß entſcheidet unter freier Würdigung der Leiſtungen des Prüflings 
im Klaſſenunterricht ſowohl als in der Prüfung. 

Als Urteile kommen in Betracht: beſtanden — gut beſtanden — ſehr gut beſtanden. 

Ein Prüfling, deſſen Leiſtungen in einem Hauptfach als unzureichend beurteilt 
werden, hat die Prüfung nicht beſtanden. In den Nebenfächern kann der Prüfungs⸗ 
ausſchuß eine nicht ausreichende Leiſtung in einem Fach durch beſſere Leiſtungen in einem 
anderen Fach als ausgeglichen erachten. ; 


86. 

Für jede der zu bearbeitenden Aufgaben werden von den betreffenden Fachlehrern 
mindeſtens drei Vorſchläge nach Benehmen mit dem Direktor aufgeſtellt. Sie dürfen nicht 
Wiedergaben von den in der Klaſſe bearbeiteten Aufgaben ſein. Falls der Schüler ſelbſt 
eine Aufgabe vorſchlägt (§ 3), iſt ſie als ſolche beſonders zu kennzeichnen, und der Fach⸗ 
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lehrer hat im Benehmen mit dem Direktor zu beſtimmen, ob für das betreffende Fach 
noch andere Aufgaben vorzuſchlagen ſind. Der Vorſitzende des Prüfungsausſchuſſes wählt 
aus den Vorſchlägen die zu ſtellenden Aufgaben aus. Er ſendet die Aufgaben jedes 
Faches mit dem Vermerk über die getroffene Wahl unter beſonderem Verſchluß dem 
Direktor zurück, der ſie unter Verſchluß halten und erſt bei Beginn der zur Löſung 
beſtimmten Zeit zu öffnen und bekannt zu machen hat. 

Die Bearbeitung jeder Entwurfsſkizze hat in Klauſur innerhalb acht Stunden zu 
geſchehen. Auf Grund dieſer Entwurfsſkizzen erfolgen die Ausführungsarbeiten. Je nach 
ihrem Umfang wird vom Direktor auf Vorſchlag der Fachlehrer die Zeitdauer für die 
einzelnen Arbeiten und der Ablieferungstag beſtimmt. 

Auch die ſchriftliche Prüfung iſt als Klauſur zu handhaben. Bei Beginn der Prüfung 
hat der Direktor die Prüflinge vor der Benutzung unerlaubter Hilfsmittel zu warnen. 

Skizzen und Arbeiten, welche als Nachahmungen erkannt werden, ſind von der 
Beurteilung auszuſchließen. Die Weiterbearbeitung wird dem Prüfling nicht geſtattet. 
In Zweifelsfällen kann ihm eine neue Aufgabe geſtellt werden. 

Von jeder Arbeit iſt ſowohl die Skizze als auch der Entwurf abzuliefern. 

Prüflinge, die den Prüfungsausſchuß zu täuſchen verſuchen oder ſich unzuläſſiger 
Hilfsmittel bedienen, werden von der Prüfung ausgeſchloſſen. Sie können erſt nach Ablauf 
eines Jahres erneut zur Prüfung zugelaſſen werden. 


ST. 

In einer ſpäteſtens drei Tage vor der Sitzung des Prüfungsausſchuſſes abzuhaltenden 
Lehrerkonferenz ſind die Klaſſenleiſtungen und die Prüfungsarbeiten zu beurteilen und 
dieſe Urteile in eine dem Prüfungsausſchuß vorzulegende Zeugnisliſte einzutragen. Gleich⸗ 
zeitig ſind auch die Geſamturteile über Fleiß und Führung für das Schlußzeugnis feſt⸗ 
der Als Urteile kommen in Betracht: nicht genügend — genügend — gut — 
ehr gut. 

Die der Prüfung zugrundeliegenden Arbeiten ſind bei dieſer Konferenz auszuſtellen 
und zuſammen mit den während des bisherigen Schulbeſuchs gefertigten Arbeiten von 
dieſem Zeitpunkte an den Mitgliedern des Prüfungsausſchuſſes zugänglich zu machen. 


8 8. 

Die endgültige Entſcheidung über die Urteile in den einzelnen Fächern ſowohl als 
auch über das Geſamturteil ſowie über die Zuerteilung oder über die Ablehnung des 
Abgangszeugniſſes überhaupt wird in der Sitzung des Prüfungsausſchuſſes getroffen. Für 
die Beſtimmung der Geſamturteile ſind zwar in erſter Linie die Leiſtungen maßgebend, 
doch ſoll auch der Geſamteindruck der Perſönlichkeit des Schülers mit berückſichtigt werden. 

Der Termin für die Sitzung des Prüfungsausſchuſſes wird vom Vorſitzenden nach 
Vorſchlag des Direktors feſtgeſetzt. 

Unmittelbar vor der Sitzung findet eine Beſichtigung der ausgeſtellten Arbeiten der 
Prüflinge ſtatt. Sofort nach der Sitzung iſt den Prüflingen das Ergebnis bekanntzugeben. 


8 5 
Über die Lehrerkonferenz, in der die Klaſſenleiſtungen und die Prüfungsarbeiten 
beurteilt werden, über die ſchriftliche und mündliche Prüfung, ſowie über die Sitzung des 
Prüfungsausſchuſſes ſind ausführliche Niederſchriften zu führen und von den jeweiligen 
Teilnehmern zu unterzeichnen. Der Niederſchrift über die Sitzung des Prüfungsausſchuſſes 
iſt die von den Mitgliedern des Ausſchuſſes unterzeichnete Feſtlegung der Urteile beizufügen. 


8 10. 
Prüflingen, die die Prüfung beſtanden haben, wird ein Abſchlußzeugnis der Hand⸗ 
werker⸗ und Kunſtgewerbeſchule nach anliegendem Muſter erteilt. 


8 11. 

Prüflinge, die die Prüfung nicht beſtanden haben, können ſie früheſtens nach Ablauf 
eines halben Jahres noch einmal wiederholen. Ob und inwieweit bei der Wiederholung 
Leiſtungen in der früheren Prüfung anzurechnen ſind, entſcheidet der Prüfungsausſchuß 
nach freiem Ermeſſen. Eine zweite Wiederholung der Prüfung iſt nur mit Genehmigung 
des Miniſters für Handel und Gewerbe zuläſſig. 
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Die Zeugniſſe über die Abſchlußprüfung ſind von allen anweſenden Mitgliedern des 
Prüfungsausſchuſſes zu unterſchreiben; die Aushändigung an die Prüflinge iſt möglichſt zu 
beſchleunigen. Verzögert ſie ſich, ſo ſind ihnen vorläufige Beſcheinigungen auszuhändigen. 

In den Abgangszeugniſſen werden außer den Urteilen über die Leiſtungen in den 
Prüfungsfächern auch die Urteile über ſolche im Lehrplan enthaltenen Fächer aufgenommen, 
die nicht Gegenſtand der Prüfung waren. 


Erl. d. M. f. H. vom 4. Oktober 1926 Nr. IV 15034, betr. berufspädagogiſche Woche. 


Die mit Erlaß vom 6. Auguſt d. J. — IV 11007 — (HMBL. ©. 217) angekündigte 
„zweite berufspädagogiſche Woche“ an der Handelshochſchule in Berlin findet nicht vom 
1. bis 6. November d. J., ſondern vom 6. bis 11. Dezember d. J. ſtatt. 


Ich erſuche um Bekanntgabe; mit der Beurlaubung von Lehrperſonen für die berufs⸗ 
pädagogiſche Woche bin ich einverſtanden. 


J. A.: Dr. von Seefeld. 
An die Herren Regierungspräſidenten und das Provinziol⸗Schulkollegium, Abteilung III, 
in Berlin-⸗Lichterfelde 


VI. Nichtamtliches. 


1. Entſcheidungen der Gerichte und Rekursbeſcheide. 


Betr. Nachtarbeit in den Bäckereien. 
Entſcheidung des Kammergerichts, J. Strafſenat, vom 11. Juni 1926. 


Den Angeklagten iſt zur Laſt gelegt, daß ſie am 24. Auguſt 1925 morgens vor 7 Uhr 
und zwar X. und 9. durch ihre Söhne, Z. durch ſeinen Angeſtellten friſche Brötchen 
in der Kundſchaft haben herumtragen laſſen. Sie ſollen durch dieſe Handlungen gegen 
SS 1, 3, 5, 12 der Verordnung des Rates der Volksbeauftragten über die Arbeitszeit in den 
Bäckereien und Konditoreien vom 23. November 1918 (RGBl. S. 1329) und SS 1, 11, 14 
der Verordnung der Reichsregierung über die Arbeitszeit vom 21. Dezember 1923 (RGBl. I 
S. 1249) in Verbindung mit der Bekanntmachung des Regierungspräſidenten in Düſſeldorf 
vom 7. Auguſt 1925 (Amtsblatt S. 247) verſtoßen haben. 

Das Berufungsgericht hat die Angeklagten freigeſprochen, weil das in der Bekannt- 
machung des Regierungspräſidenten enthaltene Verbot des Austragens vor 7 Uhr unzuläſſig 
ſei und keine Strafe androhe, auch die Arbeitszeitverorduung § 9 nicht verletzt ſei, weil ein 
Verkehr von Käufern in den Verkaufsſtellen der Angeklagten nicht ſtattgefunden habe. 

Die Reviſion legt den Begriff „für den geſchäftlichen Verkehr geſchloſſen“ anders aus 
und mußte Erfolg haben. 

Der Regierungspräſident iſt mit der Anordnung vom 7. Auguſt 1925 über den Rahmen 
der Verordnung vom 23. November 1918 nicht hinausgegangen. Die Verordnung beſtimmt 
in § 3, daß in allen gewerblichen Bäckereien und Konditoreien an den Werktagen alle 
Arbeiten mindeſtens von 10 Uhr abends bis 6 Uhr morgens vollſtändig ruhen müſſen. 
Nach 8 5 können die von den Landeszentralbehörden beſtimmten Behörden auf Antrag für 
ihren Bezirk oder für Teile desſelben widerruflich eine Verſchiebung der Lage der achtſtündigen 
Betriebsruhe um höchſtens eine Stunde genehmigen. Es muß alſo zunächſt ein Antrag 
geſtellt werden, zu dem die beteiligten Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbände berufen ſind. 
Der Regierungspräfident hat mit dieſen Verbänden zu verhandeln und den Antrag auf 
Grund dieſer Verhandlungen zu genehmigen oder abzulehnen. Daß die Genehmigung da⸗ 
bei von der Erfüllung gewiſſer Bedingungen abhängig gemacht werden kann, iſt nicht zu 
bezweifeln, zumal, da die Genehmigung nur widerruflich auf Zeit erteilt werden darf und 
der Widerruf von der Einhaltung der Bedingungen und der daraus erſichtlichen Bewährung 
der Zeitverſchiebung abhängen muß. Der Regierungspräſident folgte aber mit der be⸗ 
dingungsweiſen Genehmigung der dienſtlichen Weiſung des als Landeszentralbehörde nach 
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§ 5 dazu berufenen Miniſters für Handel und Gewerbe, der in jeinem Erlaß vom 
4. Mai 1925, betreffend Früharbeiten in Bäckereien und Konditoreien (HM Bl. S. 114) 
nach ausführlicher Erwägung der für und wider die Zeitverſchiebung geltend zu machenden 
Gründe ſchließlich erklärt, daß er der Genehmigung hierauf abzielender Anträge nicht all⸗ 
gemein widerſprechen wolle, aber erwarte, daß bei der Entſcheidung gewiſſe Geſichtspunkte 
ſorgfältig beachtet werden; ſo iſt (zu 2) „um die Überwachung der Betriebe zu erleichtern 
und die mit dem Austragen von Backvaren verbundenen Mißſtände einzuſchränken, die 
Genehmigung des 5 Uhr-Beginns an die Bedingung zu knüpfen, daß Backwaren jeder 
Art vor 7 Uhr morgens nicht ausgetragen oder abgegeben werden dürfen“. „Das Aus⸗ 
tragen iſt zeitlich vom Verlaſſen des Bäckereigrundſtückes an zu rechnen.“ Demzufolge hat 
der Regierungspräſident in ſeiner Bekanntmachung erklärt, daß er auf Grund des $ 5 
der Verordnung vom 23. November 1918, des Erlaſſes des Miniſters vom 5. Dezember 1918, 
ſowie des § 14 der Arbeitszeitverordnung vom 21. Dezember 1923 die Verlegung der 
völligen Betriebsruhe auf die Zeit von 9 bis 5 Uhr genehmige, „nachdem die beteiligten 
Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbände gehört worden find und nachdem die erſteren die 
ſchriftliche Erklärung abgegeben haben, daß ſie ſich bei ihren Mitgliedern für gewiſſen⸗ 
hafte Einhaltung der Arbeitszeitbeſtimmungen und der Bedingungen des Erxlaſſes des 
Miniſters vom 4. Mai 1925 einſetzen werden.“ Dazu wird dann die oben wiedergegebene Be⸗ 
dingung beigefügt, daß Backwaren jeder Art vor 7 Uhr morgens nicht ausgefahren, aus⸗ 
getragen oder abgegeben werden dürfen. Auch mit dieſer Einſchränkung iſt die Genehmigung 
wirkſam und rechtsgültig, einer beſonderen Straffeſtſetzung für Zuwiderhandelnde bedurfte 
es nicht, ſie iſt in S 12 der Verordnung vom 23. November 1918, auf deren Grundlage die 
Genehmigung erteilt iſt, enthalten: Wer die Bedingung nicht erfüllt, beſchäftigt Arbeiter 
der auf Grund der Verordnung erlaſſenen Anordnung der zuſtändigen Behörde zuwider; 
die Beſchäftigung der Arbeiter von 9 bis 5 Uhr iſt nur bei Einhaltung der Bedingung 
eine erlaubte, andernfalls eine geſetzwidrige. Die Hinzufügung der Bedingung iſt offen⸗ 
bar auf Grund der Erwägung erfolgt, daß bei Beginn der Arbeit in den Backſtuben 
nach 5 Uhr die Backwaren erſt gegen 7 Uhr fertiggeſtellt fein können und daß ihr Aus⸗ 
tragen vor 7 Uhr allein ſchon den Verdacht eines früheren verbotenen Arbeitsbeginnes 
nahelegt. Die Bedingung geht nicht über den Rahmen der Verordnung vom 23. November 
1918 hinaus, die Angeklagten haben gegen dieſe Vorſchrift verſtoßen und ſind, ihr Ver⸗ 
ſchulden vorausgeſetzt, nach $ 12 der Verordnung ſtrafbar. 

b) Aber auch ein Verſtoß gegen die Beſtimmungen über Schließung offener Verkaufs⸗ 
ſtellen kann in dem Verhalten der Angeklagten gleichzeitig gefunden werden. Die Verord⸗ 
nung über die Regelung der Arbeitszeit der Angeſtellten während der Zeit der wirtſchaft⸗ 
lichen Demobilmachung vom 18. März 1919 (ROLL. S. 315) iſt in den hier weſentlichen 
Beſtimmungen der 88 7, 8 flg. mit Ausnahme der Strafvorſchrift in $ 18 durch die oben⸗ 
genannte Verordnung über die Arbeitszeit vom 21. Dezember 1923 aufrechterhalten (Urteil des 
KG. vom 6. April 1925, III, S. 38, 25, GewArch. 23 S. 147). Demnach (§ 9) müſſen 
offene Verkaufsſtellen von 7 Uhr abends bis 7 Uhr morgens für den geſchäftlichen Ver⸗ 
kehr geſchloſſen ſein. Das Berufungsgericht legt dieſe Beſtimmung zu eng aus, wenn es 
annimmt, daß eine offene Verkaufsſtelle für den geſchäftlichen Verkehr nur dann nicht 
geſchloſſen ſei, wenn dort eine Bedienung von Kunden ſtattfindet. Das iſt auch nicht aus dem 
Satz 2 des Abſ. 1 8 9 zu folgern, daß die beim Ladenſchluß ſchon anweſenden Kunden 
noch bedient werden dürfen. Damit hat nur ein häufig vorkommender, zu Zweifeln be⸗ 
rechtigender Fall geſetzlich geregelt werden ſollen. Das Kammergericht hat auch keines⸗ 
wegs in dem vom Berufungsgericht angeführten Urteil vom 25. November 1907 
(GewArch. 7 S. 513) die Auffaſſung vertreten, daß nur die Bedienung im Laden anweſender 
Kunden den nicht erfolgten Ladenſchluß beweiſe. Ebenſowenig iſt das Bayeriſche Oberſte 
Landesgericht in der Gew Arch. 7 S. 159 abgedruckten Entſcheidung dieſer Anſicht, viel⸗ 
mehr wird dort ausgeführt, daß der geſchäftliche Verkehr begrifflich alle Handlungen um⸗ 
faſſe, die mit der Ausübung des Geſchäfts verbunden ſind, darunter falle auch die Aus⸗ 
händigung der verkauften Ware, gleichviel ob ſie ſich an den Kaufabſchluß unmittelbar an⸗ 
ſchließe oder ob ſie zeitlich von ihm getrennt ſei. Bei dem hier erwieſenen Austragen und 
Herumtragen der Backwaren bei der Kundſchaft der Angeklagten handelt es ſich offen⸗ 
kundig, wenigſtens in der Hauptſache, um die Erfüllung vorher abgeſchloſſener Kaufgeſchäfte. 
Dieſe Erfüllung fällt aber unter den Begriff des geſchäftlichen Verkehrs, des Verkehrs mit 
der Kundſchaft. Die Verkaufsſtelle iſt auch dann nicht als geſchloſſen zu betrachten, wenn 
von ihr aus zum Betriebe gehörige Geſchäfte, wie die Lieferung vorher im Einzelfalle oder 
auch allgemein beſtellter Waren, zur Ausführung gebracht werden (Stenglein, Strafr. 
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Nebengeſ. Bd. 3 S. 270 Anm. 4, von Landmann GewOrd. Anm. 2d zu $139e) Urteil 
des KG. vom 24. Oktober 1907, Gew Arch. 7 S. 512 und vom 17. Januar 1910 Gew. Arch. 9 
S. 506). Durch ſolche vorherigen Beſtellungen und ihre Belieferung vor 7 Uhr würde 
die Vorſchrift des Schließens der Verkaufsſtellen in ihrer Wirkſamkeit nach Belieben 
der Beteiligten aufgehoben und ein unlauterer Wettbewerb begünſtigt werden. Das Verbot 
beſagt, daß vor 7 Uhr morgens kein geſchäftlicher Verkehr mit der Kundſchaft in der Ver⸗ 
kaufsſtelle oder von dieſer aus ſtattfinden darf; dazu iſt es nicht weſentlich, daß die 
Baclwaren erſt in den Laden gebracht und dort dem Geſchäftsangeſtellten zum Aus⸗ 
legen übergeben werden: geſchieht die Übergabe in der Backſtube, ſo iſt dieſe zufolge 
der in der Frühſtunde herrſchenden Verhältniſſe vorübergehend zur Verkaufsſtelle hinein⸗ 
bezogen; der Vertrieb der Waren von dort aus ſteht demjenigen in den ſonſt üblichen 
Verkaufsräumen tatſächlich und rechtlich gleich. Die gegenteilige Auffaſſung würde einer 
Umgehung der Vorſchrift Tür und Tor öffnen. Zu Unrecht legt das Berufungsgericht 
darauf Wert, daß die Angeklagten dem Publikum am fraglichen Morgen ihre Verkaufs⸗ 
ſtellen nicht zugänglich gemacht haben, und daß die Aushändigung der Backwaren an die Käufer 
nicht in den Verkaufsſtellen ſtattgefunden hat. Wie ſchon geſagt, verlangt das Geſetz nicht, 
daß mit Eintritt und bis Ablauf der Ladenſchlußzeit die offene Verkaufsſtelle ver⸗ 
ſchloſſen gehalten wird, aber es verbietet, während dieſes Zeitraumes den geſchäftlichen 
Verkehr in der Verkaufsſtelle und von der Verkaufsſtelle aus mit dem Publikum und 
einzelnen Perſonen. 


Das angefochtene Urteil war hiernach aufzuheben. .. 


2. Bücherſchau. 


(Eine Beſprechung und amtliche Empfehlung der eingeſandten Bücher findet, ſofern es ſich nicht um amtliche 
Ausgaben oder im amtlichen Auftrag herausgegebene Werke handelt, nicht ſtatt.) 


Das Jahrbuch für die gewerblich und kaufmänniſch tätige Jugend Deutſchlands 
„Mein Führer durch das Jahr 1927“ ift im ſechſten Jahrgang erſchienen und durch 
den Hermann Hillgers Verlag in Berlin W 9 zu beziehen. 

Herausgegeben von den Gewerbeoberlehrern W. Krefting und C. Scheuvens 
in Barmen mit Hilfe hervorragender Mitarbeiter und in Verbindung mit den Verbänden 
der Gewerbe- und Handelslehrer und ⸗lehrerinnen in vier Ausgaben, und zwar 


Ausgabe A für die gewerblich tätige männliche Jugend, 
B für die kaufmänniſch tätige männliche Jugend, 
- für die weibliche Jugend, 
D für die metallgewerblich intereſſierte Jugend. 


Um auch den minderbemittelten Schülern die Auſchaffung zu ermöglichen, hat der 
Verlag den Preis auf 50 Pfg. herabgeſetzt. 


Das Handbuch über den Preußiſchen Staat wird vom Preußiſchen Staats⸗ 
miniſterium in einer Neuauflage für 1927 herausgegeben und vorausſichtlich im Januar 
1927 wieder im R. v. Deckerſchen Verlage (G. Schenck), Berlin SW 19, erſcheinen. Neben 
der bisher üblichen Vollausgabe wird es auch auszugsweiſe in Form von Ab⸗ 
ſchnitten (Teilausgaben) herausgegeben. Dieſe Teilausgaben werden ſich über die Ge⸗ 
biete einzelner Provinzen erſtrecken und neben einem Auszug aus dem allgemeinen und 
ſtatiſtiſchen Teile der Vollausgabe und einem Inhaltsverzeichnis die in den betreffenden 
Provinzen befindlichen Behörden, Dienſtſtellen und Beamten enthalten. 

Der Vorzugspreis für eine jede der zunächſt erſcheinenden vier Teilausgaben wird 
etwa 5 bis 6 RM betragen. Für die Vollausgabe wird ſich der Behördenvorzugspreis 
je nach der Höhe der Geſamtauflage bei gleichbleibenden Verhältniſſen auf etwa 26 N. Ib 
für das dauerhaft gebundene Stück belaufen. Vorbeſtellungen ſind bis zum 15. Dezember 
1926 an das Büro des Staatsminiſteriums (Schriftleitung des Staatshandbuchs) einzu⸗ 
reichen. 

Es wird im übrigen auf das dieſem Blatte beiliegende Subſkriptionsſchreiben der 
Schriftleitung nebſt anhängender Vorbeſtelliſte verwieſen. 
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Das vom Statiſtiſchen Reichsamt herausgegebene „Statiſtiſche Jahrbuch für 
das Deutſche Reich“ iſt im Verlag von Reimar Hobbing in Berlin 861 in 45. Aus⸗ 
gabe für das Jahr 1926 erſchienen. 

Die neue Ausgabe ſchließt ſich nach Form und Inhalt im weſentlichen dem letzten 
Jahrgang an, der eine weitgehende Umarbeitung erfahren hatte. Der Umfang des neuen 
Jahrbuches iſt wieder beträchtlich erweitert und ſein Inhalt vielfach verbeſſert worden. 

In dem 470 Seiten umfaſſenden Hauptteil werden wie bisher ſämtliche wichtigen Ge— 
biete des deutſchen Wirtſchaftslebens in Überfichten, die ſich bis auf die neueſte Zeit er— 
ſtrecken, behandelt. 

Der Preis des über 750 Seiten ſtarken, in Ganzleinen gebundenen Buches, beträgt 
6 Rel. Bei Sammelbeſtellungen berrägt der Vorzugspreis für Reichs-, Staats- und 
ſtädtiſche Behörden und deren Beamte nur 5,10 R.. 


Carl Heymanns Verlag in Berlin WE. 
Gedruckt bei Julius Sittenfeld in Berlin WS. 
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